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A. Zielsetzung 

Bei wirtschaftlicher Betätigung über die nationalen Grenzen hin- 
aus stellen Doppelbesteuerungen ein erhebliches Hindernis dar. 
Derartige steuerliche Hindernisse sollen zur Förderung und In- 
tensivierung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Ungarischen Volksrepublik ab- 
gebaut werden. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 18. Juli 1977 enthält die hierfür erforder- 
lichen Regelungen. Es ist nach Artikel 59 Abs. 2 des Grundge- 
setzes zustimmungsbedürftig. Mit dem vorliegenden Vertrags- 
gesetz soll das Abkommen die für die Ratifikation erforderliche 
Zustimmung der Gesetzgebungskörperschaften erlangen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine wesentlichen Auswirkungen 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
14 ( 44 ) — 521 05 — Do 37/78 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 18. Juli 1977 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Ungarischen Volksrepublik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen, Ertrag und Vermögen mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher und ungarischer Sprache, 
ein zugehöriges Protokoll und eine Denkschrift zum Abkommen sind 
beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 463. Sitzung am 20. Oktober 1978 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Bonn, den 23. Oktober 1978 


Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 18. Juli 1977 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Ungarischen Volksrepublik 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Budapest am 18. Juli 1977 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Ungarischen Volksrepublik zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen und 
dem dazugehörigen Protokoll vom selben Tag wird 
zugestimmt. Das Abkommen und das Protokoll wer- 
den nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 29 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Ge- 
genstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrats ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das 
Aufkommen aus den vom Abkommen betroffenen 
Steuern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz 
oder zum Teil den Ländern oder den Gemeinden 
zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen und das Protokoll hierzu sollen auch 
auf das Land Berlin Anwendung finden; das Gesetz 
enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 


Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 29 Abs. 2 in Kraft tritt, 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
Deutschland zur Beseitigung der Doppelbesteuerung 
in gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, 
den Ländern oder den Gemeinden zufließen. Ande- 
rerseits brauchen gewisse, zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung bisher eingeräumte Ermäßigun- 
gen an deutschen Steuern nicht mehr oder nicht 
mehr in bisheriger Höhe gewährt zu werden, weil 
die Doppelbesteuerung nach dem Abkommen schon 
durch Steuerverzichte seitens der Ungarischen 
Volksrepublik beseitigt öder gemildert wird. Das 
sich daraus ergebende Mehr- oder Minderaufkom- 
men wird haushaltswirtschaftlich nicht ins Gewicht 
fallen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Ungarischen Volksrepublik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen 

Egyezmöny 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg es 
a Magyar Nöpköztarsasag között a kettös adöztatäs 
elkerülösöre a jövedelem-, a hozadöki 6s a 
vagyonadök területen 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Ungarische Volksrepublik — 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Schlußakte der Kon- 
ferenz von Helsinki über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa — 

VON DEM WUNSCH GELEITET, zwecks Entwicklung 
und Erleichterung ihrer wirtschaftlichen Beziehungen 
steuerliche Hemmnisse abzubauen, — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Ver- 
tragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art 
der Erhebung, für Steuern vom Einkommen, Ertrag und 
Vermögen, die in einem der beiden Vertragsstaaten er- 
hoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen 
gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen oder Ge- 
samtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder 
Vermögens oder vom Ertrag erhoben werden, einschließ- 
lich der Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung be- 
weglichen oder imbeweglichen Vermögens, der Lohnsum- 
mensteuern sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Steuern im Sinne dieses Abkommens sind 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 
die Einkommensteuer, 

die Körperschaftsteuer, 
die Vermögensteuer, 
die Grundsteuer und 
die Gewerbesteuer; 

b) in der Ungarischen Volksrepublik: 
die Einkommensteuern, 

die Gewinnsteuern, 

die betriebliche Sondersteuer, 

die Haussteuer, 


A Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg 
äs 

a Magyar Nepköztärsasäg 

FIGYELEMBE VEVE a Helsinki Euröpai Biztonsägi es 
Együttmüködösi Konferencia Zäröokmänyät, 


ATTÖL AZ ÖHAJTÖL VEZETVE, hogy gazdasägi 
kapcsolataik fejlesztöse äs könnyitöse celjäböl az adöü- 
gyi akadälyokat kiküszöböljök, 

A KÖVETKEZÖKBEN ÄLLAPODTAK MEG: 

1. cikk 

Szemölyi hatäly 

Az Egyezmeny azokra a szemölyekre terjed ki, akik 
az egyik Szerzödö Allamban vagy mindköt Szerzödö 
Allamban illetösöggel bimak. 

2. cikk 

Az Egyezmöny alä eso adök 

(1) Az Egyezmeny, a beszedes mödjära valö tekintet 
nölkül, azokra az adökra terjed ki, amelyeket a jövede- 
lem, a hozadök äs a vagyon utän a Szerzödö Ällamok 
egyiköben beszednek. 

(2) Jövedelem-, hozadöki äs vagyonadöknak tekinten- 
dök mindazok az adök, amelyeket a teljes jövedelem, 
a teljes vagyon, vagy a jövedelem vagy a vagyon röszei 
vagy a hozadök utän szednek be, ideörtve az ingö vagy 
ingatlan vagyon elidegenitösöböl szärmazö nyeresög 
utäni adökat, a börösszegadökat valamint a vagyon- 
növekmeny utäni adökat is. 

(3) Az Egyezmeny ertelmöben adöknak tekintendök 

a) a Nömetorszägi Szövetsögi Köztärsasägban: 
a jövedelemadö, 

a tärsulati adö, 
a vagyonadö, 
a föld- ös telekadö, 
az ipari adö; 

b) a Magyar Nöpköztärsasägban: 
a jövedelemadök, 

a nyeresögadök, 
a vällalati különadö, 
a häzadö, 
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die Hauswertsteuer, 
die Grundsteuer, 

der Beitrag zur Förderung des Wachstums der 
Gemeinden, 

die Gebühr für die Dividenden- und Gewinn- 
auszahlungen der Handelsgesellschaften. 

(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher 
oder ähnlicher Art, die nach seiner Unterzeichnung neben 
den zur Zeit bestehenden Steuern oder an deren Stelle 
erhoben werden. 

Artikel 3 

Allgemeine Definitionen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammen- 
hang nichts anderes erfordert: 

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat" und „der 
andere Vertragsstaat", je nach dem Zusammenhang, 
die Bundesrepublik Deutschland oder die Ungarische 
Volksrepublik und, wenn für Zwecke dieses Abkom- 
mens im geographischen Sinne verwendet, das Gebiet, 
in dem das Steuerrecht des betreffenden Staates gilt; 

b) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche Personen und 
Gesellschaften; 

c) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristische Per- 
sonen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie 
juristische Personen behandelt werden-, 

d) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertrags- 
staats" und „Unternehmen des anderen Vertrags- 
staats", je nachdem, ein Unternehmen, das von einer 
in einem Vertragsstaat ansässigen Person betrieben 
wird, oder ein Unternehmen, das von einer in dem 
anderen Vertragsstaat ansässigen Person betrieben 
wird; 

e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde" auf sei- 
ten der Bundesrepublik Deutschland den Bundesmini- 
ster der Finanzen und auf seiten der Ungarischen 
Volksrepublik den Finanzminister. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch einen 
Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts an- 
deres erfordert, jeder nicht anders definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über 
die Steuern zukommt, welche Gegenstand dieses Abkom- 
mens sind. 

Artikel 4 

Steuerlicher Wohnsitz 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragsstaat ansässige Person" eine Per- 
son, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund 
ihres Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes 
ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merk- 
mals steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden 
Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Vertragsstaat ansässig, in 
dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt. Ver- 
fügt sie in beiden Vertragsstaaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragsstaat an- 
sässig, in dem sie den Mittelpunkt ihrer Lebensinter- 
essen hat. 

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertragsstaat 
die Person den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen 
hat, oder verfügt sie in keinem der Vertragsstaaten 
über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem 
Vertragsstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 


a häzertekadö, 
a föld- ös telekadö, 
a közsegfejlesztesi hozzäjäruläs, 

a kereskedelmi tärsasägok osztalek äs nyereseg 
kifizetesei utäni illetek. 

(4) Az Egyezmeny örvenyes minden olyan azonos vagy 
hasonlö jellegü adöra is, amelyet az Egyezmeny aläirä- 
sa utän a j elenleg letezö adök mellett vagy azok helyett 
szednek be. 

3. cikk 

Ältalänos meghatärozäsok 

(1) Az Egyezmöny ertelmeben, ha az összefügges mast 
nem kivän: 

a) "az egyik Szerzödö Ällam" es "a mäsik Szerzödö 
Allam" kifejezes, az összefüggesnek megfelelöen, a 
Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasägot vagy a 
Magyar Nepköztärsasägot jelenti, es ha ennek az 
Egyezmenynek celjaira földrajzi ertelemben hasznäl- 
jäk, azt a területet, ahoi az illetö ällam adöjoga 
ervenyes; 

b) a "szemely" kifejezes magäban foglalja a termesze- 
tes szemely eket es a tärsasägokat; 

c) a "tärsasäg" kifejezes jelenti a jogi szemelyeket, 
vagy azokat a jogalanyokat, amelyeket az adöztatäs 
szempontjäböl jogi szemelykent kezelnek; 

d) az "egyik Szerzödö Ällam vällalkozäsa" äs a 
"mäsik Szerzödö Allam vällalkozäsa" kifejezes 
az egyik Szerzödö Allamban illetöseggel birö sze- 
mely, illetöleg a mäsik Szerzödö Allamban ille- 
töseggel birö szemely ältal folytatott vällalkozäst 
jelent; 

e) az "illetekes hatösäg" kifejezes a Nemetorszägi 
Szövetsegi KÖztärsasäg räszäröl a szövetsägi pän- 
zügyminisztert, a Magyar Nepköztärsasäg räszäröl 
a penzügyminisztert jelenti. 

(2) Az Egyezmenynek az egyik Szerzödö Allam äl- 
tal törtenö alkalmazäsänäl, ha a szövegösszefügges 
mäst nem kivän, bärmely, mäskäppen meg nem ha- 
tärozott kifejezesnek olyan ertelme van, mint amilyent 
arra nezve ennek az ällamnak az Egyezmäny ältal ärin- 
tett adökra vonatkozö joga megällapit. 

4. cikk 

Laköhely az adö szempontjäböl 

(1) Az Egyezmeny ärtelmeben az "egyik Szerzödö 
Allamban illetöseggel birö szemäly" kifejezes olyan 
szemely t jelent, aki ennek az ällamnak a joga szerint 
ott, laköhelye, ällandö tartözkodäsi helye, üzletvezete- 
senek helye vagy mäs hasonlö ismerv alapjän, adökö- 
teles. 

(2) Amennyiben egy termeszetes szemäly az (1) bekez- 
des szerint mindket Szerzödö Allamban illetösäggel 
bir, a következök ervenyesek: 

a) A szemely abban a Szerzödö Allamban tekintendö 
illetöseggel birönak, amelyben ällandö laköhellyel 
rendelkezik. Ha mindket Szerzödö Allamban rendel- 
kezik ällandö laköhellyel, ügy abban a Szerzödö 
Allamban tekintendö illetöseggel birönak, amely- 
ben leterdekeinek központja van. 

b) Amennyiben nem hatärozhatö meg, hogy a szemely 
leterdekeinek központja. melyik Szerzödö Allamban 
van, vagy a Szerzödö Allamok egyikäben sem ren- 
delkezik ällandö laköhellyel, ügy abban a Szer- 
zödö Allamban tekintendö illetöseggel birönak, 
amelyben szokäsos tartözkodäsi helye van. 
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c) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertragsstaat 
die Person nach den Buchstaben a und b als ansässig 
gilt, so werden die Vertragsstaaten gemäß Artikel 25 
vorgehen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche 
Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als 
in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sich der Ort ihrer 
tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 

Artikel 5 
Betriebstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebstätte" eine feste Einrichtung, in der die Tätigkeit 
des Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt insbesondere: 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte, 

f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere Stätte 
der Ausbeutung von Bodenschätzen, 

g) eine Bauausführung oder Montage, deren Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(3) Als Betriebstätten gelten nicht: 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Aus- 
stellung oder Auslieferung von Gütern oder Waren 
des Unternehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Aus- 
lieferung unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, 
durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder ver- 
arbeitet zu werden; 

d) eine feste Einrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Einrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck 
unterhalten wird, für das Unternehmen zu werben, 
Informationen zu erteilen, wissenschaftliche Forschung 
zu betreiben oder ähnliche Tätigkeiten auszuüben, die 
vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit dar- 
stellen. 

(4) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhängi- 
gen Vertreters im Sinne des Absatzes 5 — in einem Ver- 
tragsstaat für ein Unternehmen des anderen Vertrags- 
staats tätig, so gilt eine in dem erstgenannten Staat ge- 
legene Betriebstätte als gegeben, wenn die Person eine 
Vollmacht besitzt, im Namen des Unternehmens Verträge 
abzuschließen, und die Vollmacht in diesem Staat ge- 
wöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit auf 
den Einkauf von Gütern oder Waren für das Unterneh- 
men beschränkt. 

(5) Ein Unternehmen eines Vertragsstaats wird nicht 
schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte 
in dem anderen Vertragsstaat, weil es dort seine Tätig- 
keit durch einen Makler, Kommissionär oder einen ande- 
ren unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen 
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat an- 
sässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von 
einer Gesellschaft beherrscht wird, die in dem anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort (entweder durch eine 


c) Amennyiben az a) es b) pontok alapjän nem hatä- 
rozhatö meg, hogy a szemöly melyik Szerzödö Al- 
lamban tekintendö illetöseggel birönak, a Szer- 
zödö Allamol a 25. cikk szerint järnak el. 

(3) Amennyiben mäs, mint egy termeszetes szemely 
az (1) bekezdes szerint mindket Szerzödö Allamban 
illetöseggel bir, abban a Szerzödö Allamban tekinten- 
dö illetöseggel birönak, amelyben tenyleges üzletveze- 
tesenek helye van. 

5. cikk 
Telephely 

(1) Az Egyzemeny ertelmeben a "telephely" kifejezes 
ällandö berendezest jelent, amelyben a vällalkozäs te- 
vekenyseget egeszben vagy reszben kifejti. 

(2) A "telephely" kifejezes magäban foglalja külö- 
nösen: 

a) a vezetes helyet, 

b) a fiökot, 

c) az irodät, 

d) a gyärtelepet, 

e) a mühelyt, 

f) a bänyät, a köfejtöt vagy a föld kincseinek kiak- 
näzäsära szolgälo mäs telepet, 

g) az olyan epitesi kivitelezest vagy szerclest, amelynek 
idötartama 12 hönapot meghalad. 

(3) Nem tekintendök telephelynek: 

a) azok a berendezesek, amelyeket kizärölag a vällal- 
kozäs javainak "vagy äruinak raktärozäsära, kial- 
litäsära vagy kiszolgältatäsära hasznälnak; 

b) a vällalkozäs javainak vagy äruinak olyan keszle- 
tei, amelyeket kizärölag raktärozäs, kiällitäs 
vagy kiszolgältatäs celjäböl tartanak; 

c) a vällalkozäs javainak vagy äruinak olyan keszle- 
tei, amelyeket kizärölag abböl a celböl tartanak, hogy 
azokat egy mäsik vällalkozäs megmunkälja vagy 
feldoigozza; 

d) az ällandö berendezes, ameiyet kizärölag abböl a 
celböl tartanak fenn, hogy a vällalkozäs reszere ja- 
vakat vagy ärukat väsäroljanak vagy informäciö- 
kat szerezzenek; 

e) az ällandö berendezes, ameiyet kizärölag abböl a 
celböl tartanak fenn, hogy a vällalkozäst reklämoz- 
zäk, informäciökat adjanak, tudomänyos kutatäst 
vegezzenek vagy hasonlö tevekenyseget foiytassanak, 
ameiy elökeszitö vagy kisegitö jeiiegü. 

(4) Amennyiben egy szemely — kiveve az (5) bekez- 
des ertelmeben a független kepviselöt — az egyik Szer- 
zödö Allamban a mäsik Szerzödö Allam vällalko- 
zäsa erdekeben tevekenykedik, ügy az elöbb emlitett 
äliamban akkor adott a telephely, ha a szemelynek 
meghatalmazäsa van a vällalkozäs neveben szerzöde- 
seket kötni es meghatalmazäsäval ebben az älldmban 
rendszeresen el, kiveve, ha tevekenysege javaknak vagy 
äruknak a vällalkozäs reszere valö vetelere korläto- 
zödik. 

(5) Az egyik Szerzödö Allam vällalkozäsät nem 
lehet ügy tekinteni, mintha annak a mäsik Szerzödö 
Allamban teiephelye volna, csupän azert, mert teve- 
kenyseget ott alkusz, bizomänyos vagy mäs független 
kepviselö ütjän fejti ki, amennyiben ezek a szemelyek 
rendes üzleti tevekenysegük kereteben järnak el. 

6) Egyedül azältal, hogy az egyik Szerzödö Allam- 
ban illetöseggel birö tärsasäg egy olyan tärsasägot 
urai vagy azt egy olyan tärsasäg uralja, ameiy a mä- 
sik Szerzödö Allamban illetöseggel bir, vagy ott 
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Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit aus- 
übt, wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur Be- 
triebstätte der anderen. 

Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen dürfen in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem dieses Ver- 
mögen liegt. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen" bestimmt 
sich nach dem Recht des Vertragsstaats, in dem das Ver- 
mögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zu- 
behör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und 
tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die 
Rechte, auf die die Vorschriften des bürgerlichen Rechts 
über Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte 
an unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf ver- 
änderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung 
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, 
Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahr- 
zeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für die Einkünfte aus der unmittel- 
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie 
jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Ver- 
mögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens und für 
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Aus- 
übung eines freien Berufs dient. 


Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats 
dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, 
daß das Unternehmen seine Tätigkeit im anderen Ver- 
tragsstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt. 
Übt das Unternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise 
aus, so dürfen die Gewinne des Unternehmens in dem 
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als 
sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden können. 

(2) übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine 
Tätigkeit in dem anderen Vertragsstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte aus, so sind in jedem Vertragsstaat 
dieser Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die sie 
hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähn- 
liche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen 
als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im 
Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie 
ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte 
werden die für diese Betriebstätte entstandenen Aufwen- 
dungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allge- 
meinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, 
gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte 
liegt, oder anderswo entstanden sind. 

(4) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder 
Waren für das Unternehmen wird einer Betriebstätte kein 
Gewinn zugerechnet. 

(5) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in ande- 
ren Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so 
werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Be- 
stimmungen dieses Artikels nicht berührt. 


(akär telephely üthän, akdr mäs mödon) fejti ki te- 
vökenysegöt, a köt tärsasäg egyike sem lesz a mäsik 
telephelye. 


6. cikk 

Ingatlan vagyonböl szärmazö jövedelem 

(1) Ingatlan vagyonböl szärmazö jövedelem abban a 
Szerzödö Allamban adöztathatö, amelyben ez a vagyon 
fekszik. 

(2) Az "ingatlan vagyon" kifejezest annak a Szerzödö 
Allamnak a joga szerint keil meghatärozni, amelyben a 
vagyon fekszik. A kifejezes minden esetben magäban 
foglalja az ingatlan vagyon tartozekat, a mezö- es 
erdögazdasägi üzemek elö es holt felszereleset, azokat 
a jogokat, amelyekre a földterületekre vonatkozö pol- 
gäri jogi elöiräsok nyernek alkalmazäst, az ingatlan 
vagyon hasznälati jogät, valamint az äsvänylelöhe- 
lyeknek, forräsoknak es a föld mäs kincseinek kiaknä- 
zäsäert vagy kiaknäzäsänak jogäert järo vältozö 
vagy ällandö teritesekre vonatkozö jogokatj hajök es 
legijärmüvek nem tekintendök ingatlan vagyonnak. 

(3 Az (1) bekezdes az ingatlan vagyon közvetlen hasz- 
nälatäböl, berbe adäsäböl vagy haszonberbe adäsä- 
böl, valamint a hasznälat minden mäs fajtäjäböl szär- 
mazö jövedelemre ervenyes. 

(4) Az (1) es (3) bekezdös a vällalkozäs ingatlan 
vagyonäböl szärmazö jövedelmöre es a szabad foglal- 
kozäs gyakorläsära szolgälö ingatlan vagyonböl szär- 
mazö jövedelemre is ervenyes. 


7. cikk 

Vällalkozösi nyeresäg 

(1) Az egyik Szerzödö Ällam vällalkozäs änak nye- 
resege csak ebben az ällamban adöztathatö, kiveve, ha 
a vällalkozäs tevekenysegät a mäsik Szerzödö Al- 
lamban egy ott levö telephely ütjän fejti ki. Amen« 
nyiben a vällalkozäs ily mödon fejti ki tevekenyseget, 
ügy a vällalkozäs nyeresäge a mäsik ällamban adöz- 
tathatö, azonban csak olyan mertökben, amilyen mertek- 
ben az ennek a telephelynek tudhatö be. 

(2) Ha az egyik Szerzödö Allam vällalkozäsa te- 
vekenyseget a mäsik Szerzödö Allamban egy ott levÖ 
telephely ütjän fejti ki, ügy ennek a telephelynek 
mindegyik Szerzödö Allamban azokat a nyeresegeket 
keil betudni, amelyeket akkor örhetett volna el, ha azo- 
nos vagy hasonlö tevekenyseget, azonos vagy hasonlö 
feltetelek mellett mint önällö vällalkozäs fejtett volna 
ki es azzal a vällalkozässal lebonyolitott forgalmä- 
ban, amelynek telephelye, teljesen független lett volna. 

(3) A telephely nyeresegenek megällapitäsänäl az 
e telephely miatt felmerült költsegek, beleertve az üzlet- 
vezetesi ös ältalänos ügyviteli költsegeket, levonhatök, 
tekintet nelkül arra, hogy abban az ällamban merül- 
tek-e fei, ahoi a telephely fekszik, vagy mäshol. 

(4) Javaknak es äruknak a vällalkozäs reszöre tör- 
tönö puszta väsärläsa alapjän a telephelynek nem 
szämithatö be nyereseg. 

(5) Amennyiben a nyereseg ekhez olyan jövedelem tar- 
tozik, amellyel az Egyezmeny mäs cikkei foglalkoznak, 
ügy azoknak a cikkeknek rendelkezeseit a jelen cikk 
rendelkezesei nem erintik. 
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Artikel 8 

Schiff- und Luftfahrt 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen im internationalen Verkehr dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden,. in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der Bin- 
nenschiffahrt dienen, dürfen nur in dem Vertragsstaat be- 
steuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Ge- 
schäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung eines Unternehmens der See- oder Binnenschiff- 
fahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Ver- 
tragsstaat gelegen, in dem der Heimathafen des Schiffes 
liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem 
Vertragsstaat, in dem die Person, die das Schiff betreibt, 
ansässig ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Beteili- 
gungen eines Unternehmens der Schiff- oder Luftfahrt an 
einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einem ande- 
ren internationalen Betriebszusammenschluß, unabhängig 
davon, ob der Verkehr mit eigenen oder gecharterten 
Fahrzeugen durchgeführt wird. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder 
am Kapital eines Unternehmens des anderen Vertrags- 
staats beteiligt ist, oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unter- 
nehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind, 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen 
hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder finanziellen Be- 
ziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt werden, 
die von denen abweichen, die unabhängige Unternehmen 
miteinander vereinbaren würden, so dürfen die Gewinne, 
die eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen er- 
zielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt 
hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 

Artikel 10 
Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat an- 
sässige Gesellschaft an eine in dem anderen Vertrags- 
staat ansässige Person zahlt, dürfen in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Ver- 
tragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesell- 
schaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates be- 
steuert werden? die Steuer darf aber nicht übersteigen: 

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, 
wenn der Empfänger eine Gesellschaft ist, die unmit- 
telbar über mindestens 25 vom Hundert des Kapitals 
der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt» 

b) 25 vom Hundert der Einnahmen eines stillen Gesell- 
schafters im Sinne des Absatzes 4; 


8. cikk 

Hajözäs es legiforgalom 

(1) Az a nyereseg, amely tengeri hajöknak vagy legi- 
järmüveknek a nemzetközi forgalomban valö üzemelte- 
teseböl szärmazik, csak abban a SzerzÖdö Allamban 
adöztathatö, amelyikben a vällalkozäs tenyleges üzlet- 
vezetesenek helye van. 

(2) Az a nyereseg, amely belvizi hajözäs lebonyoli- 
täsära szolgälö hajök üzemelteteseböl szärmazik, 
csak abban a Szerzödö Allamban adöztathatö, amely- 
ikben a vällalkozäs tenyleges üzletvezetesenek helye 
van. 

(3) Ha egy belvizi vagy tengerhajözäsi vällalkozäs 
tenyleges üzletvezetesenek helye egy hajö fedelzeten 
van, e hely abban a Szerzödö Allamban levönek tekin- 
tendö, amelyikben e hajö hazai kikÖtÖje fekszik, vagy, 
hazai kikötö hiänyäban, abban a Szerzödö Allamban, 
amelyikben a hajö üzemben tartöja illetöseggel bir. 

(4) Az elözö härom bekezdes crtelemszerüen ervc~ 
nyes hajözäsi vagy legiforgalmi vällalkozäsok pool- 
ban, közös üzemeltetesben vagy egyeb nemzetközi üze- 
meltetesü szervezetben valö reszvetelere is, függetlenül 
attöl, hogy a forgalmat sajät vagy bereit järmüvekkel 
bonyolitjäk le. 

9. cikk 

Kapcsolt vällalkozäsok 

Amennyiben 

a) az egyik Szerzödö Allam vällalkozäsa közvetlenül 
vagy közvetve a mäsik Szerzödö Allam vällalko- 
zäsänak üzletvezeteseben, ellenörzeseben vagy tö- 
kejeben reszesedik, vagy 

b) ugyanazok a szemelyek közvetlenül vagy közvetve 
az egyik Szerzödö Allam vällalkozäsänak es a 
mäsik Szerzödö Allam vällalkozäsänak üzletve- 
zeteseben, ellenörzeseben vagy tökejeben reszesed- 
nek 

es ezekben az esetekben a ket vällalkozäs egymäs 
között kereskedelmi vagy penzügyi kapcsolataikra tekin- 
tettel olyan feltötelekben ällapodnak meg, vagy olyan 
felteteleket szabnak, amelyek elternek azoktöl, amelyek- 
ben független vällalkozäsok egymässal megällapod- 
nänak, ügy az a nyereseg, amelyet a vällalkozäsok 
egyike e feltetelek nelkül eiert volna, e feltetelek miatt 
azonban nem ert el, ennek a vällalkozäsnak a nyerese- 
gehez hozzäszämithatö es megfelelöen megadözta- 
thatö. 

10. cikk 
Osztalök 

(1) Az osztalek, amelyet az egyik Szerzödö Allamban 
illetöseggel birö tärsasäg a mäsik Szerzödö Allam 
ban illetöseggel birö tärsasäg a mäsik Szerzödö 
Allamban illetöseggel birö szemelynek fizet, a mäsik 
ällamban adöztathatö. 

(2) Ez az osztalek mindamellett abban a Szerzödö 
Allamban is, amelyben az osztalekot fizetö tärsasäg ü- 
letöseggel bir, ennek az ällamnak a joga szerint mega- 
döztathatö; az adö azonban nem haladhatja meg: 

a) az osztaläk bruttö összegenek 5%-ät, ha a jogosuii 
egy olyan tärsasäg, amely az osztalekot fizetö tär- 
sasäg tökejenek legaläbb 25°/o-äval közvetlenül 
rendelkezik; 

b) a csendestärs (4) bekezdes szerinti bevetelenek 25°/o- 
ät j 
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c) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in 

allen anderen Fällen, 

(3) Solange in einem Vertragsstaat der Satz der Steuer 
vom Gewinn einer Gesellschaft für den aus geschütteten 
Gewinn niedriger ist als der Satz der Steuer für den 
nichtausgeschütteten Gewinn und der Unterschied 20 Vom- 
Hundert-Punkte oder mehr beträgt, darf abweichend von 
Absatz 2 die Steuer, die in diesem Staat von den Divi- 
denden erhoben wird, 15 vom Hundert des Bruttobetrags 
der Dividenden betragen, wenn die Dividenden von einer 
in diesem Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft stammen 
und von einer in dem anderen Vertragsstaat ansässigen 
Gesellschaft bezogen werden, der entweder selbst oder 
zusammen mit anderen Personen, von denen sie be- 
herrscht wird oder die mit ihr gemeinsam beherrscht 
werden, unmittelbar oder mittelbar mindestens 25 vom 
Hundert der stimmberechtigten Anteile der in dem erst- 
genannten Staat ansässigen Gesellschaft gehören. 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Divi- 
denden" bedeutet Einnahmen aus Aktien, Genußrechten 
oder Genußscheinen, Kuxen oder anderen Rechten mit 
Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsan- 
teilen stammende Einnahmen, die nach dem Steuerrecht 
des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansäs- 
sig ist, den Einnahmen aus Aktien gleichgestellt sind, 
einschließlich der Einnahmen aus Beteiligungen an einem 
Unternehmen als stiller Gesellschafter, aus Gewinnobli- 
gationen oder aus partiarischen Darlehen sowie der Aus- 
schüttungen auf die Anteilscheine von Kapitalanlagege- 
sellsdiaften (Investmentfonds). 

(5) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der Divi- 
denden in dem anderen Vertragsstaat, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Be- 
triebstätte hat und die Beteiligung, für welche die Divi- 
denden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte 
gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(6) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Ge- 
sellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Ver- 
tragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die Dividen- 
den besteuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem 
anderen Staat ansässige Personen zahlt, noch Gewinne 
der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete 
Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividen- 
den oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teil- 
weise aus in dem anderen Staat erzielten Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 
Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und 
an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige Person 
gezahlt werden, dürfen nur in dem anderen Staat be- 
steuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zin- 
sen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen Anleihen, aus 
Schuldverschreibungen, auch wenn sie durch Pfandrechte 
an Grundstücken gesichert sind, und aus Forderungen 
jeder Art sowie alle anderen Einkünfte, die nach dem 
Steuerrecht des Staates, aus dem sie stammen, den Ein- 
künften aus Darlehen gleichgestellt sind. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragsstaat ansässige Empfänger der Zinsen in dem 
anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
Betriebstätte hat und die Forderungen, für welche die 
Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte 
gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 


c) az osztalek brutto összegenek 15 °/o-ät minden egyeb 
esetben. 

(3) Amennyiben äz egyik Szerzödö Allamban a tärsa- 
sägi nyereseg adöjänak tätele a felosztott nyeresegekre 
alaesonyabb, mint a fei nem osztott nyeresegekre es a 
különbseg 20 vagy annäl több szäzalekpont, az adö ( 
amelyet ebben az allamban az osztalek utän beszednek, 
a (2) bekezdestöl elteröen az osztalek brutto összegenek 
15°/o-a lehet. Ennek az is feltetele, hogy az osztalek eb- 
ben a Szerzödö Allamban illetöseggel birö tärsasäg- 
töl szärmazzon es elvezöje a mäsik Szerzöda Allam- 
ban illetöseggel birö olyan tärsasäg legyen, amelynek 
— egyedül vagy mäs, ez utöbbi tärsasägot uralö vagy 
e tärsasäg ältal uralt szemelyekkel együtt — az el- 
sökent emlitett allamban illetöseggel birö tärsasäg- 
ban a szavazatra jogosltö erdekeltsege közvetlenül vagy 
közvetve legal äbb 25 °/o-os. 

(4) A jelen eikkben hasznält "osztalek" kifejezes resz- 
vönyekböl, elvezeti reszvenyekböl vagy elvezeti jegy- 
ekböl, bänyareszjegyekböl vagy nyeresegreszesedöst 
biztositö mäs jogokböl szärmazö jövedelmet, valamint 
egyeb tärsasägi erdekeltsegböl szärmazö olyan jöve- 
delmet jelent, amely annak az ällamnak az adöjoga sze- 
rint, amelyben a nyereseget felosztö tärsasäg illetöseg- 
gel bir, a reszvenyekböl szärmazö jövedelemmel azo- 
nos elbiräläs alä esik. Ide ertendök a valamely väl- 
lalkozäsban esendes tärskent valö erdekeltsegböl, a ny- 
eremenykötvenyekböl vagy nyeresegreszesedeses kölc- 
sönböl szärmazö jövedelmek, toväbbä a felosztäsok 
a beruhäzäsi tärsasägok (Investmentfonds) reszjegyeire, 

(5) Az (1), (2) es (3) bekezdes nem alkalmazandö, ha az 
osztalek egyik Szerzödö Allamban illetöseggel birö 
kedvezmenyezettjenek a mäsik Szerzödö Allamban, 
amelyben az osztalekot fizetö tärsasäg illetösöggel 
bir, telephelye van es az erdekeltseg, amely utän az 
osztalekot fizetik, tenylegesen ehhez a telephelyhez tar- 
tozik. Ebben az esetben a 7. eikket keil alkalmazni. 

(6) Ha az egyik Szerzödö Allamban illetöseggel birö 
tärsasäg nyereseget vagy jövedelmet elvez a mäsik 
Szerzödö Ällamböl, ügy ez a mäsik ällam nem adöz- 
tathatja meg sem az osztalekot, amelyet a tärsasäg nem 
ebben a mäsik ällamban illetöseggel birö szemölynek 
fizet, sem a tärsasäg nyeresegöt nem vetheti a fei nem 
osztott nyereseg adöha alä, meg akkor sem, ha a kifize- 
tett osztalek vagy a fei nem osztott nyereseg egeszben 
vagy reszben a mäsik ällamban eiert nyeresegböl vagy 
jövedelemböl all. 

11. eikk 
Kamat 

(1) A kamat, amely az egyik Szerzödö Ällamböl szär- 
mazik es amelyet a mäsik Szerzödö Allamban illetö- 
seggel birö szemelynek fizetnek, csak a mäsik ällam- 
ban adöztathatö. 

(2) Az ebben a eikkben hasznält "kamat“ kifejezes äl- 
lami kölcsönökböl, kötvenyekböl, meg akkor is, ha 
azok a földterületre bejegyzett jelzälogjoggal vannak 
biztositva es mindenfajta követelesböl szärmazö jöve- 
delmet, valamint minden mäs jövedelmet jelent, amely 
annak az ällamnak az adöjoga szerint, amelyböl szär- 
mazik, a kölcsönbol szärmazö jövedelemmel azonos el- 
biräläs alä esik. 

(3) Az (1) bekezdes nem alkalmazandö, ha a kamat 
egyik Szerzödö Ällamban illetöseggel birö kedvezmeny- 
ezettjenek a mäsik Szerzödö Ällamban, amelyböl a 
kamat szärmazik, telephelye van es a követeles, amely 
utän a kamatot fizetik, tenylegesen ehhez a telephelyhez 
tartozik. Ebben az esetben a 7. eikket keil alkalmazni. 
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(4) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines 
seiner Länder oder eine ihrer Gebietskörperschaften oder 
eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der 
Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in 
einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Ver- 
tragsstaat eine Betriebstätte und ist die Schuld, für die 
die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte 
eingegangen und trägt die Betriebstätte die Zinsen, so 
gelten die Zinsen als aus dem Vertragsstaat stammend, in 
dem die Betriebstätte liegt. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Zin- 
sen, gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den 
Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Bezie- 
hungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall kann 
der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes Vertrags- 
staats und unter Berücksichtigung der anderen Bestim- 
mungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stam- 
men und an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen nur in dem anderen Staat 
besteuert werden, 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Li- 
zenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder Art, die für 
die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von 
Urheberrechten an literarischen, künstlerischen oder wis- 
senschaftlichen Werken einschließlich Filmen oder Band- 
aufnahmen, von Patenten, Warenzeichen, Mustern oder 
Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder 
für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerb- 
licher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstun- 
gen oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer 
oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragsstaat ansässige Empfänger der Lizenzgebühren in 
dem anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren 
stammen, eine Betriebstätte hat und die Rechte oder Ver- 
mögenswerte, für welche die Lizenzgebühren gezahlt wer- 
den, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem 
Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertrags- 
staat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, 
eines seiner Länder oder eine ihrer Gebietskörperschaf- 
ten oder eine in diesem Staat ansässige Person ist. Hat 
aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht 
darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder 
nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstätte und ist 
die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für 
Zwecke der Betriebstätte eingegangen und trägt die Be- 
triebstätte die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebüh- 
ren als aus dem Vertragsstaat stammend, in dem die 
Betriebstätte liegt. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Li- 
zenzgebühren, gemessen an der zugrundeliegenden Lei- 
stung, den Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne 
diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Ar- 
tikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem 
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes 
Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 


(4) A kamat akkor tekintendö az egyik Szerzödö 
Ällamböl szärmazönak, ha az adös maga ez az ällam 
vagy egyik tartomänya vagy ezek egyik területi köztes- 
tülete vagy valamely ebben az ällamban illetöseggel 
birö szemely. Ha azonban a kamat adösänak, függetle- 
nül attöl, hogy a Szerzödö Ällamol egyikeben illetö- 
seggel bir-e, az egyik Szerzödö Ällamban telephelye 
van, 6s az adössäg, ami utän a kamatot fizetik, a tele- 
phely celjaira keletkezett es a kamatot a telephely viseli, 
a kamat abböl a Szerzödö Ällamböl szärmazönak te- 
kintendö, amelyikben a telephely van. 

(5) Ha az adös es a hitelezö, vagy mindegyikük es 
egy harmadik szemely között különleges kapcsolatok 
allnak fenn es ezert a fizetett kamat az alapjäul szol- 
gälö követeleshez merten meghaladja azt az Összeget, 
amelyben az adös es a hitelezö e kapcsolatok nelkül 
megällapodott volna, ügy ezt a cikket csak ez utöbbi 
összegre keil alkalmazni. Ebben az esetben a többlet- 
összeg mindegyik Szerzödö Ällam joga szerint es a> 
Egyezmeny mäs rendelkezeseinek figyelembevetelevel 
adöztathatö. 

12. cikk 
Licencdfj 

(1) A licencdij, amely az egyik Szerzödö Ällamböl 
szärmazik es amelyet a mäsik Szerzöö” Ällamban il- 
letöseggel birö szemelynek fizetnek, csak a mäsik äl- 
lamban adöztathatö. 

(2) Az ebben a cikkben hasznält "licencdij" kifejezes 
azt a barmilyen jeilegü teritöst jelenti, amelyet irodalmi, 
müveszeti vagy tudomänyos müvek, beleertve a filme- 
ket vagy mägnesszalagos felveteleket, szerzöi jogänak, 
szabadalmak, vedjegyek, mintäk vagy modellek, tervek, 
titkos formuläk vagy eljäräsok hasznälatäört vagy 
hasnälati jogäert, vagy ipari, kereskedelmi vagy tudo- 
mänyos felszerelesek hasznälatäert vagy hasznälati jo- 
gäert, vagy ipari, kereskedelmi vagy tudomänyos ta- 
pasztalatok közlesöert fizetnek. 

(3) Az (1) bekezdes nem alkalmazandö, ha a licendij 
egyik Szerzödö Ällamban illetöseggel birö kedvezme- 
nyezettjenek a mäsik Szerzödö Ällamban, amelyböl a 
licencdij szärmazik, telephelye van es a jogok vagy 
vagyoni ertekek, amely ekert a licencdij at fizetik, teny- 
legesen ehhez a telephelyhez tartoznak. Ebben az esetben 
a 7. cikket keil alkalmazni. 

(4) A licencdij akkor tekintendö az egyik Szerzödö 
Ällamböl szärmazönak, ha az adös maga es az ällam 
vagy egyik tartomänya, vagy ezek egyik területi köz- 
testülete vagy valamely ebben az ällamban illetöseggel 
birö szemely. Ha azonban a licencdij adösänak, függet- 
lenül attöl, hogy a Szerzödö Ällamok egyikeben ille- 
töseggel bir-e, az egyik Szerzödö Ällamban telephelye 
van, es a licencdij fizetesi kötelezettseg a telephely cöl- 
jaira keletkezett es a licencdij at a telephely viseli, a li- 
cencdij abböl a Szerzödö Ällamböl szärmazönak tekin- 
tendö, ahoi a telephely van. 

(5) Ha az adös es a hitelezö, vagy mindegyikük es 
harmadik szemely között különleges kapcsolatok ällnak 
fenn es ezert a fizetett licencdij a nyüjtott szolgälta- 
täshoz merten meghaladja azt az Öszszeget, amelyben 
az adös es a hitelezö e kapcsolatok nelkül megällapo- 
dott volna, ügy ezt a cikket csak ez utöbbi összegre keil 
alkalmazni. Ebben az esetben a többletösszeg mindegyik 
Szerzödö Ällam joga szerint es az Egyezmeny mäs 
rendelkezeseinek figyelembevetelevel adöztathatö. 
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Artikel 13 

V eräußerungsge winne 

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Ver- 
mögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 dürfen in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen 
liegt. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Ver- 
mögens, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte dar- 
stellt, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats in dem 
anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Ein- 
richtung gehört, über die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person für die Ausübung eines freien Berufs 
in dem anderen Vertragsstaat verfügt, einschließlich der- 
artiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen 
Betriebstätte (allein oder zusammen mit dem übrigen 
Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung er- 
zielt werden, dürfen in dem anderen Staat besteuert wer- 
den. Jedoch dürfen Gewinne aus der Veräußerung des in 
Artikel 22 Absatz 3 genannten beweglichen Vermögens 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem die- 
ses bewegliche Vermögen nach dem angeführten Artikel 
besteuert werden darf. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absät- 
zen 1 und 2 nicht genannten Vermögens dürfen nur in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Ver- 
äußerer ansässig ist. 

Artikel 14 
Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selb- 
ständiger Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß die 
Person für die Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen 
Vertragsstaat regelmäßig über eine feste Einrichtung ver- 
fügt. Verfügt sie über eine solche feste Einrichtung, so 
dürfen die Einkünfte in dem anderen Staat besteuert wer- 
den, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung 
zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbesondere 
die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, 
künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit 
sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte. 
Ingenieure, Architekten und Zahnärzte. 

Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16 bis 20 dürfen Gehälter, 
Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Ver- 
tragsstaat ansässige natürliche Person aus unselbständi- 
ger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, daß die Arbeit in dem anderen Vertragsstaat 
ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so dürfen 
die dafür bezogenen Vergütungen in diesem anderen 
Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche Person 
für die in dem anderen Vertragsstaat ausgeübte unselb- 
ständige Tätigkeit bezieht, nur in dem erstgenannten 
Staat besteuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt 
nicht länger als 183 Tage während des betreffenden 
Kalenderjahrs aufhält, 

b) die Vergütungen von einer Person oder für eine Per- 
son gezahlt werden, die nicht in dem anderen Staat 
ansässig ist, und 


13. cikk 

Elidegenitesböl szärmazö nyereseg 

(1) A 6. cikk (2) bekezdeseben meghatärozott ingatlan 
vagyon elidegeniteseböl szärmazö nyereseg abban a 
Szerzödö Allamban adöztathatö, amelyben ez a vagyon 
fekszik. 

(2) Az olyan ingö vagyon elidegeniteseböl szärmazö 
nyeresög, amely az egyik Szerzödö Allam vällalkozä- 
sa mäsik Szerzödö Allamban levö telephelyenek üzemi 
vagyona, vagy amely egy olyan ällandö berendezeshez 
tartozik, amellyel az egyik Szerzödö Allamban illetöseg- 
gel birö szemely szabad foglalkozäs kifejtese celjäböl a 
mäsik Szerzödö Allamban rendelkezik, beleertve az olyan 
nyereseget, amelyet egy ilyen telephelynek (egyedül 
vagy az egesz vällalkozässal együtt törtenö) elidegenite- 
sevel vagy egy ilyen ällandö berendezesnek az elide- 
genitesevel elörnek, a mäsik ällamban adöztathatö. A 
22. cikk (3) bekezdeseben emlitett ingö vagyon elide- 
genitöseböl szärmazö nyeresög azonban csak abban a, 
Szerzödö Allamban adöztathatö, amelyben ez az ingö 
vagyon a hivatkozott cikk szerint adöztathatö. 

(3) Az (1) es (2) bekezdesben nem emlitett vagyon eli- 
degeniteseböl szärmazö nyereseg csak abban a Szer- 
zödö Allamban adöztathatö, amelyben az elidegenitö 
illetöseggel bir. 

14. cikk 

Szabad foglalkozäs 

(1) Az olyan jövedelem, amelyet az egyik Szerzödö 
Allamban illetöseggel birö szemely szabad foglalkozäs- 
böl, vagy mäs hasonlö jellegü Önällo tevekenysögböl 
elvez, csak ebben az ällamban adöztathatö, kiveve, ha a 
szemely tevekenysegenek kifejtesehez a mäsik Szer- 
zödö Allamban rendszeresen ällandö berendezessel 
rendelkezik. Amennyiben a szemöly ilyen ällandö be- 
rendezessel rendelkezik, ügy a jövedelem a mäsik äl- 
lamban adöztathatö, azonban csak annyiban, amennyiben 
az ennek az ällandö berendezösnek tudhatö be. 

(2) A "szabad foglalkozäs" kifejezes magäban foglaja 
különösen az önällöan kifejtett tudomänyos, irodalmi, 
müveszeti, nevelesi vagy oktatäsi tevekenyseget, vala- 
mint az orvosok, ügyvedek, mernökok, epiteszek es fog- 
orvosok önällo tevekenyseget. 

15. cikk 

Nem önällö munka 

(1) A 16., 17., 18., 19. es 20. cikkek fenntartäsäval a 
fizetes, a ber es mäs hasonlö teritös, amelyet az egyik 
Szerzödö Allamban illetöseggel birö termeszetes sze- 
mely nem önällö munkäert kap, csak ebben az ällam- 
ban adöztathatö, kiveve, ha a munkät a mäsik ällam- 
ban vegzik. Amennyiben a munkät ott vögzik, ügy az 
ezert kapott terites a mäsik ällamban adöztathatö. 

(2) Tekintet nelkül az (1) bekezdösre, az a terites, 
amelyet az egyik Szerzödö Allamban illetöseggel birö 
termeszetes szemöly a mäsik Szerzödö Allamban veg- 
zett nem önällö munkäert kap, csak az elöször emlitett 
ällamban adöztathatö, ha 

a) a kedvezmenyezett a mäsik ällamban a vonatkozö 
naptäri evben összesen nem tartözkodik hosszabb 
ideig, mint 183 nap, es 

b) a teritöst olyan szemöly fizeti vagy olyan szemely 
neveben fizetik, aki nem bir illetösöggel a mäsik 
ällamban, es 
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c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder 

einer festen Einrichtung getragen werden, welche die 

Person, die die Vergütungen zahlt, in dem anderen 

Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels dürfen Vergütungen für unselbständige Arbeit, 
die an Bord eines Seeschiffs oder Luftfahrzeugs im inter- 
nationalen Verkehr oder an Bord eines Schiffes, das der 
Binnenschiffahrt dient, ausgeübt wird, in dem Vertrags- 
staat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsäch- 
lichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und 
ähnliche Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat an- 
sässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Auf- 
sichts- oder Verwaltungsrats einer Gesellschaft bezieht, 
die in dem anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen in 
dem anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dürfen Ein- 
künfte, die berufsmäßige Künstler, wie Bühnen-, Film-, 
Rundfunk- oder Fernsehkünstler und Musiker, sowie 
Sportler aus ihrer in dieser Eigenschaft persönlich ausge- 
übten Tätigkeit beziehen, in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem sie diese Tätigkeit ausüben. 

(2) Erbringt ein Unternehmen eines Vertragsstaats in 
dem anderen Vertragsstaat die Darbietungen eines in Ab- 
satz 1 erwähnten berufsmäßigen Künstlers oder Sportlers, 
so dürfen die Gewinne dieses Unternehmens aus dem Er- 
bringen dieser Darbietungen ungeachtet anderer Bestim- 
mungen dieses Abkommens in dem anderen Vertragsstaat 
besteuert werden, wenn der auftretende berufsmäßige 
Künstler oder Sportler das Unternehmen unmittelbar oder 
mittelbar beherrscht. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 dürfen die 
dort genannten Einkünfte in dem Staat, in dem die Tätig- 
keit des Künstlers oder Sportlers ausgeübt wird, nicht 
besteuert werden, wenn der Auftritt wesentlich aus öf- 
fentlichen Mitteln dieses oder des anderen Vertrags- 
staats gefördert wird oder im Rahmen des von den Ver- 
tragsstaaten vereinbarten Kulturaustausches erfolgt. 


Artikel 18 

Ausübung öffentlicher Funktionen 

(1) Vergütungen, einschließlich der Ruhegehälter, die 
von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörper- 
schaften unmittelbar oder aus einem von diesem Staat 
oder der Gebietskörperschaft errichteten Sonderver- 
mögen an eine natürliche Person für die diesem Staat 
oder der Gebietskörperschaft in Ausübung öffentlicher 
Funktionen erbrachten Dienste gewährt werden, dürfen 
in diesem Staat besteuert werden. Dies gilt jedoch nicht, 
wenn die Vergütungen an Personen gezahlt werden, die 
in dem anderen Staat ständig ansässig sind. 

(2) Auf Vergütungen oder Ruhegehälter für Dienst- 
leistungen, die im Zusammenhang mit einer kaufmänni- 
schen oder gewerblichen Tätigkeit eines der Vertrags- 
staaten oder einer seiner Gebietskörperschaften erbracht 
werden, finden die Artikel 15, 16 und 19 Anwendung. 


c) a teritest nem az azt fizetö szemelynek a mäsik äl- 
lamban levö telephelye vagy ällandö berendezese 
viseli. 

(3) Tekintet nelkül ennek a eikknek elöbbi rendelkeze- 
seire, a nemzetközi forgalomban üzemeltetett tengeri 
hajö, legijärmü vagy belvizi hajözäs elbonyolitäsära 
szolgälö hajö fedelzeten vegzett nem önällö munkäert 
järö terites abban a Szerzödö Allamban adöztathatö, 
amelyben a vällalkozäs tenyleges üzletvezetesenek 
helye van. 

16. eikk 

Felügyelöbizottsägi es igazgatötanäsci törftös 

A felügyelöbizottsägi vagy igazgatötanäcsi terites 
es hasonlö fizetes, amelyet az egyik Szerzödö Allam- 
ban illetöseggel birö szemely olyan minösegöben elvez, 
mint a mäsik Szerzödö Allamban illetöseggel birö 
tärsasäg felügyelöbizottsägänak vagy igazgatötanäcsänak 
a tagja, a mäsik allamban adöztathatö. 

17. eikk 

Müveszek es sportolök 

(1) Tekintet nelkül a 7., 14. es 15. eikkekre, az olyan 
jövedelem, amelyet az elöaöömüveszek, mint szinpadi, 
film-, rädiö vagy televiziös müveszek es a zenemüve- 
szek, valamint a sportolök elveznek ilyen minösegükben 
kifejtett szemelyes tevekenysegükböl, abban a Szerzö- 
dö Allamban adöztathatö, amelyben ezt a tevekenyseget 
kifejtik. 

(2) Amennyiben az egyik Szerzödö Allam egy väl- 
lalkozäsa a mäsik Szerzödö Allamban az (1) bekez- 
desben emlitett elöadömüveszt vagy sportolöt leptet fei, 
ennek a vällalkozäsnak ebböl a fellepesböl szärmazö 
nyeresege — függetlenül ennek az Egyezmenynek mäs 
rendelkezeseitöl — a mäsik Szerzödö Allamban adöz- 
tathatö, ha a fellepö elöadömüvesz vagy sportolö a väl- 
lalatot közvetlenül vagy közvetve uralja. 

(3) Az (1) es (2) bekezdestöl elteröen az ott megjelölt 
jövedelem nem adöztathatö abban az ällamban, amely- 
ben a müveszi vagy sporttevekenyseget kifejtik, ha a 
fellepest az egyik vagy mäsik Szerzödö Allam költseg- 
vetesi eszközeiböl lenyegesen tämogatjäk vagy a fel- 
lepesre a Szerzödö Allamok közötti kultürcsere-megäl- 
lapodäs kereteben kerül sor. 

18. eikk 
Közszolgälat 

(1) A terites, beleertve a nyugdijat, amelyet az egyik 
Szerzödö Allam vagy annak egyik területi köztestülete 
közvetlenül fizet, vagy ezen allam vagy a területi köz- 
testület ältal letesitett külön alapböl fizetnak egy ter- 
meszetes szemelynek ennek az ällamnak vagy a területi 
köztestületnek közszolgälatban teljesitett szolgälatert, 
ebben az ällamban adöztathatö. Ez azonban nem erve- 
nyes, ha a teritest a mäsik ällamban ällandö illetöseg- 
gel birö szemelynek fizetik. 

(2) A Szerzödö Allamok egyikenek vagy egyik terü- 
leti köztestületenek kereskedelmi vagy ipari tevekeny- 
segevel kapcsolatban teljesitett szolgälatert järö teri- 
tesre es nyugdijra a 15., 16. es 19. eikkek alkalmazandök. 
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Artikel 19 
Ruhegehälter 

Vorbehaltlich des Artikels 18 Absatz 1 dürfen Ruhe- 
gehälter und ähnliche Vergütungen, die einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person für frühere unselbstän- 
dige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem Staat be- 
steuert werden. 

Artikel 20 

Lehrer, Studenten und andere in der Ausbildung 
stehende Personen 

(1) Eine natürliche Person, die in einem Vertragsstaat 
ansässig ist oder, unmittelbar bevor sie sich in den 
anderen Vertragsstaat begab, in dem erstgenannten 
Staat ansässig war und die sich für höchstens zwei Jahre 
zwecks fortgeschrittener Studien oder Forschungsarbei- 
ten oder zwecks Ausübung einer Lehrtätigkeit an einer 
anerkannten Universität, Hochschule oder anderen ähn- 
lichen nicht auf Gewinnerzielung gerichteten Anstalt in 
dem anderen Vertragsstaat aufhält, ist in diesem Staat 
mit ihren Vergütungen, die sie für diese Arbeit aus dem 
Ausland bezieht, von der Steuer befreit. 

(2) Eine natürliche Person, die in einem Vertragsstaat 
ansässig ist oder, unmittelbar bevor sie sich in den ande- 
ren Vertragsstaat begab, in dem erstgenannten Staat an- 
sässig war und die sich in dem anderen Vertragsstaat 
lediglich als Student, als Lehrling oder als Empfänger 
eines Zuschusses, Unterhaltsbeitrags oder Stipendiums 
vornehmlich zum Studium oder zu Forschungsarbeiten 
für höchstens 2 Jahre aufhält, ist in diesem Staat mit den 
für ihren Unterhalt, ihr Studium oder ihre Ausbildung 
bestimmten Zahlungen von der Steuer befreit. 

Artikel 21 

Nicht ausdrücklich erwähnte Einkünfte 

Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich 
erwähnten Einkünfte einer in einem Vertragsstaat an- 
sässigen Person dürfen nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

Artikel 22 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 
Absatz 2 darf in dem Vertragsstaat besteuert werden, 
in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte eines Unternehmens darstellt oder das zu 
einer der Ausübung eines freien Berufs dienenden festen 
Einrichtung gehört, darf in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem sich die Betriebstätte oder die feste 
Einrichtung befindet. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen 
Verkehr und Schiffe, die der Binnenschiffahrt dienen, 
sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser 
Schiffe und Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Ver- 
tragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befin- 
det. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Ver- 
tragsstaat ansässigen Person dürfen nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

Artikel 23 

Beseitigung der Doppelbesteuerung 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland an- 
sässigen Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Soweit nicht Buchstabe b anzuwenden ist, werden die 

Einkünfte und die Vermögenswerte, die nach diesem 


19. cikk 

Nyugdij 

A 18. cikk (1) bekezdesenek fenntartäsäval a nyugdij 
es hasonlö terites, amelyet az egyik Szerzödö Allam- 
ban illetöseggel birö szemelynek koräbbi, nem önällö 
munkäert fizetnek, csak ebben az ällamban adöztathatö. 

20. cikk 

Oktatök, egyetemi, föiskolai hallgatök äs 
kikäpzäs alatt ällö egyeb szemelyek 

(1) Az a termeszetes szemely, aki az egyik Szerzödö 
Ällamban illetöseggel bir, vagy közvetlenül azelött, 
hogy a mäsik Szerzödö Allamba ment, az elsökent 
emlitett ällamban illetöseggel birt es a mäsik Szer- 
zödö Ällamban egy elismert egyetemen, föiskolän 
vagy valamely mäs hasonlö, nem nyeresögszerzest celzö 
intezmenynel valö toväbbtanuläsi, kutatäsi vagy okta- 
täsi tevekenyseg celjäböl legfeljebb kät evig tartözko- 
dik, ebben az ällamban adömentes az olyan jövedelme 
tekinteteben, amelyet ezert a tevekenysegeert külföldröl 
elvez. 

(2) Az a termeszetes szemely, aki az egyik Szerzödö 
Ällamban illetöseggel bir, vagy közvetlenül azelött, 
hogy a mäsik Szerzödö Allamba ment, az elsökönt 
emlitett ällamban illetöseggel birt es a mäsik Szer- 
zödö Ällamban csupän mint egyetemi, föiskolai hall- 
gatö vagy szakmät tanulö, vagy mint tämogatäs, jut- 
tatäs vagy ösztöndij elvezöje föleg tanulmänyi vagy 
kutatäsi celböl legfeljebb ket evig tartözkodik, ebben 
az ällamban adömentes a tartäsät, tanulmänyait vagy 
kikepzeset celzö kifizetesek tekinteteben. 

21. cikk 

Kifejezetten nem emlitett jövedelem 

Az egyik Szerzödö Ällamban illetöseggel birö sze- 
melynek az elözö cikkekben kifejezetten nem emlitett 
jövedelme csak ebben az ällamban adöztathatö. 

22. cikk 

Vagyon 

(1) A 6. cikk (2) bekezdeseben meghatärozott ingatlan 
vagyon abban a Szerzödö Ällamban adöztathatö, ame- 
1 y : : en ez a vagyon fekszik. 

(2) Az az ingö vagyon, amely egy vällalkozäs telep- 
helyenek üzemi vagyona vagy szabad foglalkozäs gya- 
korläsära szolgälö ällandö berendezeshez tartozik, ab- 
ban a Szerzödö Ällamban adöztathatö, amelyben a telep- 
helv vagy az ällandö berendezes van. 

(3) A nemzetközi forgalomban üzemeltetett tengeri ha- 
jök es legijärmüvek, a belvizi hajözäs lebonyolitäsät 
szolgälö hajök, valamint az az ingö vagyon, amely ezek- 
nek a hajöknak es legijärmüveknek üzemeltetesere szol- 
gäl, csak abban a Szerzödö Ällamban adöztathatö, amely- 
ben a vällalkozäs tenyleges üzletvezetesenek helye van. 

(4) Az egyik Szerzödö Ällamban illetöseggel birö 
szemely minden mäs vagyonresze csak ebben az ällam- 
ban adöztathatö. 

23. cikk 

Kettös adöztatäs kiküszöbölese 

(1) A Nemetorszägi Szövetsegi KÖztärsasägban 
illetöseggel birö szemelyeknel az adöt a következökep- 
pen ällapitjäk meg: 

a) Amennyiben nem a b) pontot keil alkalmazni, azt a 

jövedelmet es vagyoni erteket, amely az Egyezmeny 
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Abkommen in der Ungarischen Volksrepublik be- 
steuert werden dürfen, von der Bemessungsgrundlage 
für die Steuer der Bundesrepublik Deutschland aus- 
genommen. Die Bundesrepublik Deutschland wird je- 
doch die so ausgenommenen Einkünfte und Ver- 
mögenswerte bei der Ermittlung des Steuersatzes für 
die übrigen Einkünfte oder das übrige Vermögen be- 
rücksichtigen. Auf Dividenden ist Satz 1 nur anzu- 
wenden, wenn die Dividenden einer in der Bundes- 
republik Deutschland ansässigen Gesellschaft von 
einer in der Ungarischen Volksrepublik ansässigen 
Gesellschaft gezahlt werden, deren stimmberechtigte 
Anteile zu mindestens 25 vom Hundert der erst- 
genannten Gesellschaft gehören. Von der Bemessungs- 
grundlage für die Steuern der Bundesrepublik 
Deutschland vom Vermögen werden ebenfalls Beteili- 
gungen an Gesellschaften ausgenommen, wenn deren 
Dividenden nach dem vorstehenden Satz von der 
Steuerbemessungsgrundlage ausgenommen sind oder 
bei Zahlung auszunehmen wären. 

b) Die Steuer, die nach dem Recht der Ungarischen 
Volksrepublik und in Übereinstimmung mit diesem 
Abkommen für 

1. Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen, 

2. Einkünfte im Sinne des Artikels 16, 

3. Einkünfte im Sinne des Artikels 17 

gezahlt wird, wird unter Beachtung der Vorschriften 
des Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschland über 
die Anrechnung ausländischer Steuern auf die von 
diesen Einkünften in der Bundesrepublik Deutschland 
erhobene Steuer angerechnet. 

c) Buchstabe a ist für Gewinne, die einer in der Unga- 
rischen Volksrepublik gelegenen Betriebstätte zuge- 
rechnet werden können, für Gewinne aus der Veräuße- 
rung von Vermögen, das Betriebsvermögen einer sol- 
chen Betriebstätte darstellt, und für Dividenden, die 
von einer in der Ungarischen Volksrepublik ansässi- 
gen Gesellschaft gezahlt werden, sowie für die in 
der Ungarischen Volksrepublik belegenen Vermögens- 
werte, aus denen diese Einkünfte erzielt werden, nur 
anzuwenden, wenn die Betriebstätte oder die Gesell- 
schaft, an der die Beteiligung besteht, ihre Einnahmen 
ausschließlich oder fast ausschließlich aus folgenden 
innerhalb der Ungarischen Volksrepublik ausgeübten 
Tätigkeiten bezieht: Herstellung oder Verkauf von 
Gütern oder Waren, Dienstleistung oder Ausführung 
von Bank- oder Versicherungsgeschäften. Sind diese 
Voraussetzungen nicht erfüllt, ist Buchstabe b ent- 
sprechend anzuwenden. Bei der Besteuerung des Ver- 
mögens ist in diesem Fall die in Übereinstimmung 
mit dem Abkommen in der Ungarischen Volksrepublik 
erhobene Steuer nach Maßgabe der Vorschriften des 
Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschland über die 
Anrechnung ausländischer Steuern auf die in der Bun- 
desrepublik Deutschland erhobene Steuer anzurech- 
nen. 

(2) Bei einer in der Ungarischen Volksrepublik an- 
sässigen Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Soweit nicht Buchstabe b anzuwenden ist, werden die 
Einkünfte und die Vermögenswerte, die nach diesem 
Abkommen in der Bundesrepublik Deutschland be- 
steuert werden dürfen, von der Bemessungsgrundlage 
für die Steuer der Ungarischen Volksrepublik aus- 
genommen. Die Ungarische Volksrepublik wird jedoch 
die so ausgenommenen Einkünfte und Vermögens- 
werte bei der Ermittlung des Steuersatzes für die 
übrigen Einkünfte oder das übrige Vermögen berück- 
sichtigen. 


alapjän a Magyar Nepköztärsasägban adöztathatö, a 
Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg adöja szem- 
pontjäböl az adöalapböl kiveszik. A Nemetorszägi 
Szövetsegi Köztärsasäg azonban az igy kivett jöve- 
delmet es vagyoni erteket a többi jövedelem es va- 
gyon adötetelänek megällapitäsänäl figyelembe 
veszi. Osztalekokra az elsö mondat csak akkor alkal- 
mazhatö, ha azokat valamely a Nemetorszägi Szövet- 
segi Köztärsasägban illetöseggel biro tärsasägnak 
a Magyar Nepköztärsasägban illetöseggel biro 
olyan tärsasäg fizeti, amelynek az elsökent emli- 
tett tärsasägban a szavazatra jogositö erdekeltsege 
legaläbb 25°/o-os. A Nemetorszägi Szövetsegi Köz- 
tärsasäg vagyonadöinak adöalapjäböl ugyancsak ki- 
veszik a tärsasägi erdekeltsegeket, ha azok osztale- 
kait az elözö mondat ertelmeben az adöalapböl ki- 
veszik vagy fizetes eseten kivennek. 


b) Azt az adöt, amelyet a Magyar Nepköztärsasäg joga 
alapjän es az Egyezmennyel összhangban 

1. az a) pont alä nem eso osztalekok, 

2. a 16. cikk szerinti jövedelmek es 

3. a 17. cikk szerinti jövedelmek 

utän fizetnek, a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsa- 
säg adöjogänak a külföldi adök beszämitäsäröl 
szölö elöiräsai figyelembevetelevel beszämitjäk 
az ezekböl a jövedelmekböl a Nemetorszägi Szövet- 
segi Köztärsasägban beszedett adöba. 

c) Az a) pont a Magyar Nepköztärsasägban fekvö telep- 
helynek beszämithatö nyeresegre, az olyan va- 
gyon elidegeniteseböl szärmazö nyeresegre, amely 
egy ilyen telephely üzemi vagyona, es olyan osztalek- 
ra, amelyet a Magyar Nepköztärsasägban illetö- 
seggel biro tärsasäg fizet, toväbbä azokra a Ma- 
gyar Nepköztärsasägban fekvö vagyoni ertekekre, 
amelyekböl ezeket a jövedelmeket elerik, csak akkor 
alkalmazhatö, ha a telephely vagy a tärsasäg, ame- 
lyben az erdekeltseg fennäll, jövedelmet kizärölag 
vagy csaknem kizärölag a Magyar Nepköztärsasäg- 
ban kifejtett következö tevekenysegekkel szerzi: ja- 
vak vagy äruk elöällitäsa vagy ertekesitese, szol- 
gältatäs vagy bank- vagy biztositäsi ügyletek le- 
bonyolitäsa. Amennyiben ezek a feltetelek hiä- 
nyoznak, a b) pont alkalmazandö megfelelö mödon. Eb- 
ben az esetben a vagyon megadöztatäsänäl a Ma- 
gyar Nepköztärsasägban az Egyezmennyel összhang- 
ban beszedett adö a Nemetorszägi Szövetsegi Köz- 
tärsasäg adöjogänak a külföldi adök beszämitä- 
säröl szölö elöiräsai ertelmöben beszämitandö a 
Nemetorszägi Szövetsägi Köztärsasägban beszedett 
adöba. 


(2) A Magyar Nepköztärsasägban illetöseggel biro 
szemelyeknel az adöt a következokeppen ällapitjäk 
meg: 

a) Amennyiben nem a b) pontot keil alkalmazni, azt a 
jövedelmet es vagyoni erteket, amely az Egyezmeny 
alapjän a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg- 
ban adöztathatö, a Magyar Nepköztärsasäg adöja 
szempontjäböl z adöalapböl kiveszik. A Magyar 
Nepköztärsasäg azonban az igy kivett jövedelmet 
es vagyoni erteket a többi jövedelem es vagyon adö- 
tetelenek megällapitäsänäl figyelembe veszi. 
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l-j Die Steuer, die nach dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland und in Übereinstimmung mit diesem Ab- 
kommen für Dividenden gezahlt wird, wird auf die 
von diesen Einkünften in der Ungarischen Volksrepu- 
blik erhobene Steuer angerechnet. Der anzurechnende 
Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung 
ermittelten Steuer nicht übersteigen, der auf diese 
Einkünfte entfällt. 

Artikel 24 
Gleichbehandlung 

(1) Bei der Besteuerung werden die Vertragsstaaten 
nach den allgemein anerkannten Grundsätzen über die 
Gleichbehandlung verfahren. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unter- 
nehmen eines Vertragsstaats in dem anderen Vertrags- 
staat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger 
sein als die Besteuerung von Unternehmen des anderen 
Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestim- 
mung ifit nicht so auszulegen, als verpflichte sie einen 
Vertragsstaat, den in dem anderen Vertragsstaat ansässi- 
gen Personen Steuerfreibeträge, -Vergünstigungen und 
-ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der 
Familienlasten oder sonstiger persönlicher Umstände zu 
gewähren, die er den in seinem Gebiet ansässigen Per- 
sonen gewährt. 

(3) Die Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapi- 
tal ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar, einer 
in dem anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder 
mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kontrolle 
unterliegt, dürfen in dem erstgenannten Vertragsstaat 
weder einer Besteuerung noch einer damit zusammen- 
hängenden Verpflichtung unterworfen werden, die be- 
lastender sind als die Besteuerung und die damit zu- 
sammenhängenden Verpflichtungen, denen andere ähn- 
liche Unternehmen des erstgenannten Staates unter- 
worfen sind oder unterworfen werden können. 

(4) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck „Besteue- 
rung" Steuern jeder Art un,d Bezeichnung. 

Artikel 25 

V erständigungsverf ahren 

(1) Ist eine in einem Vertragsstaat ansässige Person der 
Auffassung, daß die Maßnahmen eines Vertragsstaats 
oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung 
geführt haben oder führen werden, die diesem Abkom- 
men nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach 
innerstaatlichem Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragsstaats unterbreiten, in dem sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine be- 
friedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich 
bemühen, den Fall durch Verständigung mit der zustän- 
digen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, 
daß eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteue- 
rung vermieden wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten wer- 
den sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei 
der Auslegung oder Anwendung des Abkommens ent- 
stehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. 
Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine 
Doppelbesteuerung in Fällen, die in dem Abkommen 
nicht behandelt sind, vermieden werden kann. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten kön- 
nen zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vor- 
stehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. 
Erscheint ein mündlicher Meinungsaustausch für die Her- 


b) Azt az adöt, amelyet a Nemetorszägi Szövetsegi Köz- 
tärsasäg joga alapjän es az Egyezmennyel össz- 
hangban az ostzalekok utän fizetnek, beszämitjäk 
az ezeböl a jövedelmekböl a Magyar Nepköztärsa- 
sägban beszedett adöba. A beszämitandö Összeg 
azonban nem haladhatja meg a beszämitäs elött 
megällapitott adonak azt a reszet, amely ezekre a 
jövedelmekre esik. 

24. cikk 

Egyenlö elbänäs 

(1) Az adöztatäsnäl a Szerzödö Allamok az egyenlö 
elbänäs ältalänosan elismert alapelveinek megfele- 
löen järnak el. 

(2) Az egyik Szerzödö Allam vällalkozäsänak a 
mäsik Szerzödö Allamban levö telephelyet a mäsik 
ällamban nem lehet kedvezötlenebbül adöztatni, mint a 
mäsik ällam azonos tevekenyseget folytatö vällalko- 
zäsät. Ez a rendelkezes nem ertelmezhetö akkent, min- 
tha az egyik Szerzödö Allamot arra kötelezne, hogy a 
mäsik Szerzödö Allamban illetöseggel blrö szemely- 
pknek szemelyi ällapot vagy csalädi terhek vagy 
egyeb szemelyes körülmenyek alapjän olyan adömentes 
öszszegeket, adökedvezmenyeket es adömersekleseket 
nyüjtson, amelyeket a sajät területen illetöseggel birö 
szemelyeknek nyüjt. 

(3) Az egyik Szerzödö Allam vällalkozäsa, amely- 
nek tökeje teljesen vagy reszben, közvetlenül vagy köz- 
vetve a mäsik Szerzödö Ällamban illetöseggel birö 
egy vagy több szemely tulajdonäban vagy ellenörzese 
alatt van, az elsökent emlitett ällamban nem vethetö 
sem olyan adöztatäs, sem pedig azzal összefüggö olyan 
kötelezettseg alä, amely terhesebb, mint az az adöztatäs 
es az azzal összefüggö kötelezettsegek, amelyeknek az 
elsökent emlitett ällam mäs hasonlö vällalkozäsa alä 
van vagy alä lehet vetve. 

(4) Az "adöztatäs" kifejezes ebben a cikkben bärmi- 
lyen fajtäjü es megnevezesü adöt jelent. 

25. cikk 

Egyeztetö eljäräs 

(1) Ha az egyik Szerzödö Allamban illetöseggel birö 
szemely velemenye szerint az egyik Szerzödö Allam 
vagy mindket Szerzödö Allam intezkedesei ränezve 
olyan adöztatäshoz vezettek vagy vezetnek, amely nem 
felel meg az Egyezmenynek, ügy ezeknek az ällamok- 
nak a belsö joga szerinti jogorvoslat csorbitäsa nelköl 
ügyet elöterjesztheti annak a Szerzödö Allamnak az 
illetekes hatösägähoz, amelyben illetöseggel bir. 

(2) Ha az illetekes hatösäg a kifogäst jogosnak talälja 
es maga nincs abban a helyzetben, hogy kielegitö 
megoldäst taläljon, ügy törekedni fog az ügyet a mä- 
sik Szerzödö Allam illetekes hatösägäval egyetertes- 
ben ügy rendezni, hogy az Egyezmenynek meg nem fe- 
lelö adöztatäs elkerülhetö legyen. 

(3) A Szerzödö Ällamok illetekes hatösägai törekedni 
fognak a nehezsegeket vagy ketsegeket, amelyek az 
Egyezmeny ertelmezesönel vagy alkalmazäsänäl felme- 
rülnek, kölcsönös egyetertessel eloszlatni. Tanäcskozhat- 
nak közösen arröl is, hogy mikent lehet a kettös adöz- 
tatäst olyan esetekben, amelyeket az Egyezmeny nem 
tartalmaz, elkerülni. 

(4) A Szerzödö Allamok illetekes hatösägai az elö- 
zö bekezdesek ertelmeben letrehozandö egyetertes ele- 
rese cöljäböl egymässal közvetlenül erintkezhetnek. 
Amennyiben szöbeli velemenycsere az egyetertes elerese 
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beiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher 
Meinungsaustausch in einer Kommission durchgeführt 
werden, die aus Vertretern der zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten besteht. 

Artikel 26 

Austausch von Informationen 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten wer- 
den gegenseitig die zur Durchführung dieses Abkommens 
erforderlichen Informationen austauschen. Alle Informa- 
tionen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind geheim- 
zuhalten und dürfen nur solchen Personen oder Behörden 
(einschließlich Gerichten und Verwaltungsbehörden) zu- 
gänglich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder 
Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder 
mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der 
unter das Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. Diese 
Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur 
für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informatio- 
nen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
Gerichtsentscheidung offenlegen, es sei denn, daß der 
Vertragsstaat, der die Informationen gegeben hat, hier- 
gegen Einwendungen erhoben hat. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen, als ver- 
pflichte er einen der Vertragsstaaten: 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den 
Gesetzen oder der Verwaltungspraxis dieses oder des 
anderen Vertragsstaats abweichen, 

b) Angaben zu übermitteln, die nach den geltenden Ge- 
setzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschaffbar 
sind, 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Gewerbe- 
oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren 
preisgeben würden oder deren Erteilung der öffent- 
lichen Ordnung widerspräche. 


Artikel 27 

Mitglieder diplomatischer Missionen 
und konsularischer Vertretungen 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vor- 
rechte, die den Mitgliedern diplomatischer Missionen 
und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen 
Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer Ver- 
einbarungen zustehen. 

Artikel 28 
Berlin-Klausel 

Entsprechend dem Viermächte-Abkommen vom 3. Sep- 
tember 1971 wird dieses Abkommen in Übereinstimmung 
mit den festgelegten Verfahren auf Berlin (West) ausge- 
dehnt. 

Artikel 29 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt zwei Monate nach dem Tag 
des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft und 
ist in beiden Vertragsstaaten auf Steuer jahre anzuwen- 
den, die nach dem 31. Dezember des Jahres beginnen, 
in dem der Austausch der Ratifikationsurkunden erfolgt 
ist. 


erdekeben celszerünek latszik, ügy az liyen velemeny- 
csere lefolytathatö olyan bizottsägban, amely a Szer- 
zödö Allamok illetükes hatösagainak kepviselöiböl 
all. 

26. cikk 

Kölcsönös täjekoztatäs 

(1) A Szerzödö Allamok illetekes hatösagai kicsere- 
lik az Egyezmeny vegrehajtasähoz szükseges tajekoz- 
tatasokat. Valamennyi informäciöt, amelyet az egyik 
Szerzödö Ällam kapott titokban keil tartani es csak 
olyan szemelyeknek es hatösägoknak (beleertve a birö- 
sägokat es az dllamigazgatäsi hatösägokat) lehet hoz- 
zäferhetöve tenni, amelyek az Egyezmeny hatalya ala 
eso adök tekinteteben a kivetessel, a beszedessel, a 
vegrehajtässal vagy a bünüldözessel vagy a jogorvos- 
latra vonatkozö hatarozattal foglalkoznak. Ezek a sze- 
mülyek es hatösägok ezeket a tajekoztatasokat csak 
ilyen celokra hasznälhatjak fei. A tajekoztatasokat 
nyilvanos birösägi eljärasban vagy birösägi* hatä- 
rozatban közzetehetik, kiveve, ha az a Szerzödö Allam, 
amely a tajekoztatasokat adta, ez eilen kifogäst emelt. 

(2) Az (1) bekezdes semmi esetre sem ertelmezhetö 
ügy, mintha az a Szerzödö Allamok egyiket kötelezne; 

a) olyan allamigazgatasi intezkedesek hozatalara, 
amelyek ennek vagy a mäsik Szerzödö Allamnak 
a törvenyeitöl vagy allamigazgatasi gyakorlatäköl 
elternek; 

b) olyan adatok ätadasara, amelyek ennek vagy a 
mäsik Szerzödö Allamnak törvenyei szerint vagy 
rendes igazgatasi eljäräsaban nem szerezhetök 
be; 

c) olyan täjekoztatäs -adäsära, amely kereskedelmi, 
ipari vagy foglalkozäsi titkot vagy üzleti eljäräst 
adna ki, vagy amelynek a közlese ellentmondana a 
közrendnek. 

27. cikk 

Diplomäciai es konzuli kepviseletek tagjai 

Az Egyezmeny nem erinti a diplomäciai vagy kon- 
zuli kepviseletek tagjainak adozäsi kivältsägait, 
amelyek a nemzetközi jo ältalänos szabälyai szerint 
vagy külön megegyezesek alapjän öket megilletik. 

28. cikk 
Berlin-zäradäk 

Az Egyezmeny az 1971. sezeptember 3-i Negyoldalü 
Megällapodäsnak megfelelöen, összhangban a megäl- 
lapitott eljärässal (Nyugat) Berlinre is kiterjed. 

29. cikk 
Hatälybalöpes 

(1) Az Egyezmenyt meg keil erösiteni; a megerösitö 
okiratokat Bonnban mielöbb ki keil cserelni. 

(2) Az Egyezmeny ket hönappal a megerösitesröl 
szölö okiratok kicserelese utän lep hatälyba es mindket 
Szerzödö Allamban azokra az adozäsi evekre alkalma- 
zandö, amelyek annak az evnek december 31. napja 
utän kezdödnek, amelyben a megerösitesröl szölo 
okiratok kicserelese megtörtent. 
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Artikel 30 
Außerkrafttreten 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, 
jedoch kann jeder der Vertragsstaaten bis zum 30. Juni 
eines jeden Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren 
seit dem Jahr des Inkrafttretens das Abkommen gegen- 
über dem anderen Vertragsstaat auf diplomatischem Weg 
schriftlich kündigen; in diesem Fall ist das Abkommen 
in beiden Vertragsstaaten auf Steuerjahre nicht mehr 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember des Jahres be- 
ginnen, zu dessen Ende die Kündigung erfolgt ist. 


GESCHEHEN zu Budapest am 18. Juli 1977 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und ungarischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


30. cikk 
Hatdlyvesztds 

Az Egyezmeny hatarozatlan ideig marad hatalyban, 
azonban a hatalybalepes dvdtöl szdmftott öt dv eletel- 
tevel mindegyik Szerödö Ällam minden naptdri dv jü- 
nius 30-dig irdsban diplomaciai üton felmondhatja az 
Egyezmenyt a mdsik Szerzödö Allamndl; ebben az esetben 
az Egyezmeny a Szerzödö Allamokban mdr nem 
alkalmazando azokra az adozdsi dvekre, amelyek annak 
az dvnek december 31. napja utdn kezdödnek, amelynek 
vegere a felmondas törtent. 


KfiSZüLT Budapesten, 1977. jülius 18-dn, ket eredeti 
peldanyban, mindkettö nemet es magyar nyelven, mind- 
ket szöveg egyardnt hiteles. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
A Nemetorszdgi Szövetsegi Köztarsasag neveben 
Herrn. Kersting 
Hans A p e 1 

Für die Ungarische Volksrepublik 
A Magyar Ndpköztdrsasdg neveben 
Faluvegi 
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Protokoll Jegyzökönyv 

Die Bundesrepublik Deutschland A Nemetorszägi szövetsegi Köztärsasäg 

und es 

die Ungarische Volksrepublik A Magyar Nepköztarsasäg 

HABEN anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens a ket ällam között a jövedelem — , a hozadeki es a 
zwischen den beiden Staaten zur Vermeidung der Doppel- vagyonadök területen a kettös adöztatäs elkerüleset 


besteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkom- 
men, Ertrag und Vermögen am 18. Juli 1977 in Budapest 
die nachstehenden Bestimmungen vereinbart, die Bestand- 
teile des Abkommens sind. 

(1) Zu Artikel 7: 

Einer Bauausführung oder Montage dürfen in dem Ver- 
tragsstaat, in dem sich die Betriebstätte befindet, nur 
solche Gewinne zugerechnet werden, die ein Ergebnis 
dieser Tätigkeiten selbst sind. Gewinne, die aus einer 
mit diesen Tätigkeiten im Zusammenhang stehenden oder 
davon unabhängig erfolgten Warenlieferung der Haupt- 
betriebstätte oder einer anderen Betriebstätte des Unter- 
nehmens oder einer dritten Person herrühren, sind der 
Bauausführung oder Montage nicht zuzurechnen. 

(2) Zu Artikel 8: 

Der Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im 
internationalen Verkehr sowie der Betrieb von Schiffen, 
die der Binnenschiffahrt dienen, umfaßt auch die Unter- 
haltung von Agenturen für die Beförderung von Perso- 
nen oder Waren., soweit die dort ausgeühten Tätigkeiten 
unmittelbar mit der Schiffahrt oder Luftfahrt einschließ- 
lich des Zubringerdienstes Zusammenhängen. 

(3) Zu Artikel 10: 

a) Absatz 2 gilt auch für die Gebühr auf die Dividenden- 
und Gewinnauszahlungen der Handelsgesellschaften, 
die in der Ungarischen Volksrepublik erhoben wird; 

b) der in Absatz 2 Buchstabe a genannte Steuersatz gilt 
auch für die Gewinnauszahlungen der ungarischen 
offenen Handelsgesellschaften, die wirtschaftliche As- 
soziationen mit ausländischer Beteiligung sind. 

(4) Zu Artikel 23: 

a) Beteiligungen an ungarischen offenen Handelsgesell- 
schaften und daraus erzielte Einkünfte fallen unter 
Absatz 1 Buchstabe a Satz 1 ; 

b) verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässige Gesellschaft Einkünfte aus Quellen inner- 
halb der Ungarischen Volksrepublik zur Ausschüttung, 
so schließt Absatz 1 die Herstellung der „Ausschüt- 
tungsbelastung 1 ' nach den Vorschriften des Steuer- 
rechts der Bundesrepublik Deutschland nicht aus. 


celzö egyezmeny aläiräsa alkalmäval 1977. jülius 
18-än, Budapesten az aläbbi, az egyezmeny reszet ke- 
pezö rendelkezesekben ällapodtak meg; 

(1) A 7. cikkhez: 

Az epitesi kivitelezesnek vagy szerelesnek abban a 
SzerzödÖ Allamban, amelyben a telephely van, csak olyan 
nyereseg tudhatö be, amely maguknak ezeknek a teve- 
kenysegeknek az eredmenye. Az a nyereseg, amely a fö 
telephely, a vällalkozäs egy mäsik telephelye vagy egy 
harmadik szemely ezekkel a tevekenysegekkel össze- 
függö vagy ezektöl független äruszällitäsaiböl szär- 
mazik, az epitesi kivitelezesnek vagy szerelesnek nem 
tudhatö be. 

(2) A 8. cikkhez: 

A tengeri hajök es legijärmüvek nemzetközi forgalom- 
ban valö üzemeltetese, valamint a belvizi hajöräsra 
szolgälö hajök üzemeltetese magäban foglalja szemelyek 
vagy äruk szällftäsära ügynökseg fenntartäsät is, 
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ajözässal vagy legiforgalommal függenek össze, beleertve 
a ki- es beszällitäsi szolgältatäst. 

(3) A 10. cikkhez: 

a) A (2) bekezdes ervenyes a kereskedelmi tärsasägok 
osztalek-es nyeresegkifizetesei utän a Magyar Nep- 
köztärsasägban beszedett illetekrt is ; 

b) A (2) bekezdes a) pontjäban megjelölt adötetel erve- 
nyes azoknak a magyar közkereseti tärsasägoknak a 
nyeresegkifizeteseire is, amelyek külföldi reszvetellel 
müdökö gazdasägi tärsuläsok. 

(4) A 23. cikkhez: 

a) A magyar közkereseti tarsasagban valö erdekeltseg 
es az abböl eiert jövedelem az (1) bekezdes a) pontja 
elsö mondata alä esik; 

b) Amennyiben egy a Nemetorszigi Szövetsegi Köztär- 
sasägban illetöseggel birö tärsasäg a Magyar Nep- 
köztärsasägon belüli forräsböl szärmazö jövedel- 
met oszt fei, az (1) bekezdes nem zärja ki a Neme- 
torszägi Szövetsegi Köztärsasäg adöjogänak elö- 
iräsai szerinti "felosztäsi megterheles" megvalösitä- 
sät. 


GESCHEHEN zu Budapest am 18. Juli 1977 in zwei Ur- KßSZULT Budapesten, 1977. jülius 18-än, ket eredeti 
Schriften, jede in deutscher und ungarischer Sprache, peldänyban, mindkettö nemet es magyar nyelven, mind- 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. ket szöveg egyarän hiteles. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
A Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg neveben 
Herrn. Kersting 
Hans A p e 1 

Für die Ungarische Volksrepublik 
A Magyar Nepköztarsasäg neveben 
Faluvegi 
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Denkschrift zum Abkommen 

Durch das vorliegende Abkommen, das am 18. Juli 
1977 in Budapest unterzeichnet worden ist, soll die 
vertragliche Absicherung der Steuerbeziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Staatshandelsländern weiter ausgebaut werden. Da 
mit Polen und Rumänien bereits Abkommen abge- 
schlossen sind, handelt es sich bei dem vorliegenden 
Abkommen um das dritte Abkommen zur Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung mit einem Staatshan- 
delsland. In Zukunft sind weitere Abkommen mit 
diesem Staatenkreis geplant. 

Die bisher geschlossenen Abkommen mit Staats- 
handelsländern lehnen sich im wesentlichen an das 
OECD-Musterabkommen an. Das gilt auch für das 
vorliegende Abkommen mit Ungarn. 

Nachdem bereits 1963 ein erstes Handels- und Zah- 
lungsabkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Ungarischen Volksrepublik ge- 
schlossen worden war, wurde 1974 ein Regierungs- 
abkommen über wirtschaftliche, industrielle und 
technische Zusammenarbeit unterzeichnet. Auf der 
Grundlage dieses Abkommens und des vorangegan- 
genen Abkommens haben sich die deutsch-ungari- 
schen Wirtschaftsbeziehungen lebhaft entwickelt. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist mittlerweile der 
bedeutendste westliche Handelspartner und der 
viertwichtigste Handelspartner Ungarns überhaupt. 

Zwischen Unternehmen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Ungarischen Volksrepublik bestehen 
zur Zeit mehr als 150 Kooperationsverträge. Dabei 
handelt es sich zumeist um rein schuldrechtliche 
Verträge, die lediglich die Vergabe von Lizenzen 
oder Know-how sowie Lieferungen zum Gegenstand 
haben, während deutsche Direktinvestitionen in 
Ungarn oder ungarische Direktinvestitionen in der 
Bundesrepublik noch keine große Bedeutung haben. 

In seinem Mechanismus lehnt sich der Steuervertrag 
an die von der Bundesrepublik bereits mit anderen 
Staaten abgeschlossenen Abkommen an, d. h. soweit 
nicht dem Wohnsitzstaat das ausschließliche Be- 
steuerungsrecht zusteht, wird die Doppelbesteuerung 
durch Freistellung oder durch Anrechnung vermie- 
den. Zu erwähnen ist insbesondere die gänzliche 
Aufhebung der Quellenbesteuerung bei Zinsen und 
Lizenzgebühren. Diese Regelung dürfte die Wirt- 
schaftsbeziehungen zwischen beiden Staaten gün- 
stig beeinflussen. 

Die einleitenden Bestimmungen der Artikel 1 bis 5 
stecken den Geltungsbereich des Vertragswerks ab 
und enthalten die für die Anwendung des Abkom- 
mens wichtigen Definitionen. Die Artikel 6 bis 22 
legen den Rahmen fest, innerhalb dessen der Quel- 
len- bzw. Belegenheitsstaat Einkünfte und Vermö- 
genswerte besteuern darf. Artikel 23 bestimmt, wie 
der Wohnsitzstaat bei den dem Quellen- bzw. Be- 
legenheitsstaat zur Besteuerung überlassenen Ein- 
künften und Vermögenswerten die Doppelbesteue- 
rung vermeidet. Die abschließenden Artikel 24 
bis 30 regeln den Schutz vor Diskriminierungen, die 
zur Durchführung des Abkommens notwendige Zu- 
sammenarbeit der Vertragsstaaten, das Inkrafttreten 


und Außerkrafttreten des Abkommens und andere 
Fragen. 

Dem Abkommen ist ein Protokoll beigegeben, das 
dessen Bestandteil ist. 

Zu den einzelnen Abkommensregelungen ist folgen- 
des zu bemerken: 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den 
das Abkommen gilt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel grenzt die Steuern ab, die unter das 
Abkommen fallen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 definiert einige im Abkommen verwen- 
dete Begriffe. 

Absatz 2 enthält die übliche Auslegungsregel, die 
auf das innerstaatliche Recht als subsidiäre Aus- 
legungsquelle verweist. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel definiert den Begriff der in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person, wonach sich die 
Abgrenzung der Besteuerungsrechte richtet. Grund- 
sätzlich bestimmt sich die Ansässigkeit nach den 
Merkmalen des innerstaatlichen Rechts der Ver- 
tragsstaaten. Bei Personen, die danach in beiden 
Vertragsstaaten ansässig sind, wird nach bestimm- 
ten Kriterien nur einer der Staaten für die Abkom- 
mensanwendung als Wohnsitzstaat behandelt. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel definiert den Begriff der Betriebstätte, 
der für die Besteuerung der gewerblichen Einkünfte 
(vgl. Artikel 7) maßgebend ist. 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel bestimmt, daß Einkünfte aus unbe- 
weglichem Vermögen in dem Staat besteuert wer- 
den können, in dem dieses Vermögen liegt. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Unter- 
nehmensgewinnen. Nach Absatz 1 darf ein Vertrags- 
staat die gewerblichen Einkünfte von Unternehmen 
des anderen Vertragsstaates entsprechend einem in- 
ternational allgemein anerkannten Prinzip nur inso- 
weit besteuern, als der Gewinn durch eine in seinem 
Gebiet belegene Betriebstätte erzielt wird. 

Die Absätze 2 bis 4 enthalten Bestimmungen über 
die Ermittlung und Zurechnung der Betriebstätten- 
gewinne. In Nummer 1 des Protokolls zum Abkom- 
men ist ergänzend hierzu geregelt, daß bei Bau- 
ausführungen oder Montagen der Betriebstätte nur 
solche Gewinne zugerechnet werden können, deren 
Ergebnis diese Tätigkeiten selbst sind. Hiermit ist 
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insbesondere sichergestellt, daß bei sogenannten 
Montagebetriebstätten Liefergewinne nicht im Staat 
der Betriebstätte besteuert werden können. 

Absatz 5 regelt das Verhältnis der Betriebstätten- 
besteuerung zu den Abkommensbestimmungen für 
andere Einkünfte. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt, daß Gewinne aus dem Be- 
trieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im inter- 
nationalen Verkehr oder Schiffen, die der Binnen- 
schiffahrt dienen, abweichend vom Betriebstätten- 
prinzip nur im Staat der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung des Unternehmens besteuert werden dürfen. 
In Nummer 2 des Protokolls zum Abkommen ist 
klargestellt, daß zu den in den Absätzen 1 und 2 des 
Artikels genannten Einkünften auch Einkünfte aus 
der Unterhaltung von Agenturen für die Beförde- 
rung von Personen oder Waren zählen, soweit die 
dort ausgeübten Tätigkeiten unmittelbar mit der 
Schiffahrt oder Luftfahrt einschließlich des Zubrin- 
gerdienstes Zusammenhängen. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel stellt klar, daß das Abkommen der 
Korrektur von Gewinnverlagerungen zwischen ver- 
bundenen Unternehmen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Dividen- 
den. 

Der Artikel berücksichtigt bereits die nach dem 
Körperschaftsteuergesetz 1977 geänderte Rechts- 
lage. Das gilt insbesondere für den Fall, daß eine 
ungarische Muttergesellschaft auf Grund einer 
wesentlichen Beteiligung Dividenden von einer 
deutschen Tochtergesellschaft bezieht. In diesem 
Falle beträgt die Quellensteuer in Abweichung von 
der allgemein üblichen bisherigen Praxis 15 v. H. 
des Bruttobetrags der Dividenden (Absatz 3). 

Absatz 4 definiert den Begriff der Dividenden. 

Die Absätze 5 und 6 enthalten ergänzende Bestim- 
mungen. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zin- 
sen. Eine Quellensteuer auf diese Einkünfte kann 
nicht erhoben werden. Das Besteuerungsrecht steht 
somit ausschließlich dem Wohnsitzstaat zu. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenz- 
gebühren. Die Besteuerung ist entsprechend der 
Zinsbesteuerung in Artikel 1 1 geregelt. 

Zu Artikel 13 

Der Artikel regelt die Besteuerung von Veräuße- 
rungsgewinnen. Der Wortlaut des Artikels ent- 
spricht der im OECD-Musterabkommen vorgeschla- 
genen Regelung über die Besteuerung von Ver- 
äußerungsgewinnen. Die Besteuerung erfolgt hier- 
nach im wesentlichen entsprechend der Besteuerung 
der Einkünfte. 


Zu Artikel 14 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Einkünfte 
aus selbständiger Arbeit. Das Besteuerungsrecht für 
diese Einkünfte wird dem Staat der Arbeitsaus- 
übung zugewiesen, wenn der Steuerpflichtige dort 
regelmäßig über eine feste Einrichtung verfügt. 

Zu Artikel 15 

Der Artikel regelt das Besteuerungsrecht für die 
wesentlichen Fälle von Einkünften aus unselbstän- 
diger Arbeit. 

Absatz 1 stellt hierfür den Grundsatz auf, daß die 
Einkünfte in dem Vertragsstaat besteuert werden 
können, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird. 

Dieser Grundsatz wird in Absatz 2 bei Personen, die 
nur vorübergehend im Ausland tätig sind, einge- 
schränkt. 

Absatz 3 trifft eine ergänzende Regelung für unselb- 
ständige Arbeit, die an Bord eines Schiffes oder 
Luftfahrzeuges ausgeübt wird. 

ZuArtikell6 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und 
Verwaltungsratsvergütungen in dem Staat besteuert 
werden, in dem die zahlende Gesellschaft ansässig 
ist. 

Zu Artikel 17 

Nach diesem Artikel können die Tätigkeitsvergü- 
tungen von Künstlern und Sportlern grundsätzlich 
in dem Staat besteuert werden, in dem sie tätig wer- 
den (Absatz 1). 

Gleiches gilt für den Fall, daß die Darbietungen von 
einem Unternehmen erbracht werden (Absatz 2). 

Absatz 3 schränkt die in den Absätzen 1 und 2 ge- 
schaffene Regelung insoweit ein, als die Auftritte 
der im Artikel angesprochenen Personen wesentlich 
aus öffentlichen Mitteln gefördert werden oder im 
Rahmen eines von den Vertragsstaaten vereinbarten 
Kulturaustausches erfolgen. In diesem Falle hat 
der Wohnsitzstaat das ausschließliche Besteuerungs- 
recht. 

Zu Artikel 18 

Nach diesem Artikel dürfen Arbeitsentgelte aus 
öffentlichen Kassen nur im Kassenstaat besteuert 
werden, und zwar auch dann, wenn die nichtselb- 
ständige Arbeit im anderen Vertragsstaat ausgeübt 
wird. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz gilt für 
den Fall, daß es sich bei der in dem anderen Ver- 
tragsstaat tätigen Person um eine dort ständig an- 
sässige Person handelt (Absatz 1). 

Für Arbeitnehmer, die im Rahmen einer kaufmänni- 
schen oder gewerblichen Tätigkeit der Öffentlichen 
Hand im anderen Vertragsstaat beschäftigt werden, 
gilt Absatz 1 nicht. Die Besteuerung erfolgt in die- 
sem Fall entsprechend den in den anderen Artikeln 
des Abkommens genannten Grundsätzen (Absatz 2). 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel weist das ausschließliche Besteue- 
rungsrecht für Ruhegehälter grundsätzlich dem 
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Wohnsitzstaat zu. Eine Ausnahme von diesem 
Grundsatz gilt lediglich, wenn die Ruhegehälter aus 
öffentlichen Kassen gezahlt werden. 

Zu Artikel 20 

Die Bestimmungen dieses Artikels sollen den Aus- 
tausch von Lehrkräften und der in Aus- oder Fort- 
bildung stehenden Personen fördern. Zur Erreichung 
dieses Zieles werden gewisse Einkünfte der genann- 
ten Personen im Gaststaat von der Steuer befreit. 

ZuArtikel21 

Einkünfte, die im Abkommen nicht ausdrücklich er- 
wähnt sind, können nach diesem Artikel nur im 
Wohnsitzstaat besteuert werden. 

Zu Artikel 22 

Der Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens. 

Nach Absatz 4 kann das in den Absätzen 1 bis 3 
nicht genannte Vermögen nur im Wohnsitzstaat be- 
steuert werden. 

In den Absätzen 1 und 2 ist festgelegt, daß unbeweg- 
liches Vermögen und das bewegliche Vermögen, 
das zu einer Betriebstätte oder einer zur Ausübung 
eines freien Berufes dienenden festen Einrichtung 
gehört, im Belegenheitsstaat besteuert werden 
können. 

Absatz 3 legt fest, daß Seeschiffe und Luftfahrzeuge 
im internationalen Verkehr und Schiffe, die der Bin- 
nenschiffahrt dienen, sowie das ihrem Betrieb die- 
nende bewegliche Vermögen nur in dem Vertrags- 
staat besteuert werden können, in dem sich der Ort 
der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unterneh- 
mens befindet. 

Zu Artikel 23 

Der Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat des 
Steuerpflichtigen die Doppelbesteuerung bei Ein- 
künften und Vermögenswerten vermeidet, die nach 
dem Abkommen im Quellen- bzw. Belegenheitsstaat 
besteuert werden können. 

a) Absatz 1 bestimmt, wie die Bundesrepublik 
Deutschland die Doppelbesteuerung bei einer in 
ihrem Gebiet ansässigen Person vermeidet. 

Einkünfte aus der Ungarischen Volksrepublik 
und dort belegene Vermögenswerte werden ent- 
sprechend der ständigen deutschen Vertragspra- 
xis gemäß Buchstabe a) grundsätzlich von der 
deutschen Steuer freigestellt (Freistellungs- 
methode). Die freigestellten Einkünfte werden 
aber bei der Festsetzung des Steuersatzes für das 
übrige, der deutschen Besteuerung weiterhin 
unterworfene Einkommen und Vermögen be- 
rücksichtigt (Progressionsvorbehalt). Die Frei- 
stellung erstreckt sich auch auf wesentliche Be- 
teiligungen (Mindestbeteiligung 25 v. H.) deut- 
scher Gesellschaften an ungarischen Gesell- 
schaften sowie die daraus fließenden Dividenden 
(internationales Schachtelpriviieg) . 

Für Dividendeneinkünfte, für die nicht das inter- 
nationale Schachtelprivileg gewährt wird, sowie 
für Aufsichtsrats- und Verwaltungs Vergütungen 
und Einkünfte von Künstlern und Sportlern wird 


anstelle der Freistellung die ungarische Steuer 
auf die deutsche Einkommen- oder Körperschaft- 
steuer angerechnet (Anrechnungsmethode). 

Das gleiche gilt für Einkünfte und Vermögens- 
werte, für die nach Buchstabe a) die Freistellung 
vorgesehen ist, wenn den Einkünften keine pro- 
duktiven Tätigkeiten zugrunde liegen (Buch- 
stabe c). 

b) Absatz 2 bestimmt, wie in der Ungarischen 
Volksrepublik die Doppelbesteuerung bei einer 
in ihrem Gebiet ansässigen Person vermieden 
wird. 

Grundsätzlich geschieht dies im Wege der Frei- 
stellung der aus der Bundesrepublik Deutschland 
stammenden Einkünfte von der auf diese Ein- 
künfte entfallenden ungarischen Steuer. Das 
gleiche gilt für das diesen Einkünften zugrunde- 
liegende Vermögen. 

Lediglich im Fall von Dividendeneinkünften wird 
die Doppelbesteuerung durch Anrechnung der 
hierauf entfallenden deutschen Steuer auf die 
entsprechende ungarische Steuer behoben. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen 
verhindern. Einbezogen in den Schutz vor Diskrimi- 
nierungen sind Betriebstätten von Unternehmen 
eines Vertragsstaates in dem anderen Vertragsstaat 
sowie Unternehmen eines Vertragsstaates, deren 
Kapital von Personen gehalten wird, die in dem 
anderen Vertragsstaat ansässig sind. 

Der Diskriminierungsschutz erstreckt sich auf alle 
Steuerarten. 

Zu den Artikeln 25 und 26 

Diese Artikel regeln die Zusammenarbeit zwischen 
der ungarischen und der deutschen Steuerverwal- 
tung bei der Durchführung des Abkommens. Arti- 
kel 25 sieht ein sog. Vers tändigungs verfahren zwi- 
schen den zuständigen Behörden der Vertragsstaa- 
ten vor. Artikel 26 sieht den Informationsaustausch 
zwischen den Behörden der Vertragsstaaten vor, so- 
weit er zur Durchführung des Abkommens erforder- 
lich ist. 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel regelt das Verhältnis des Abkom- 
mens zu den besonderen diplomatischen und kon- 
sularischen Vorrechten. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das In- 
krafttreten des Abkommens. Das Abkommen ist 
nach Absatz 2 des Artikels für die Steuerjahre an- 
zuwenden, die dem Jahr des Austausches der Ratifi- 
kationsurkunden folgen. 

ZuArtikel30 

Dieser Artikel regelt die Kündigung und das Außer- 
krafttreten des Abkommens. 
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